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Badischer Landtag.

LS. öffentliche Sitzung der Zweiten Kammer
am Dienstag , den 9 . Februar 1904 .

Am Regierungstisch : Minister des Innern , Geh.
W Ur . Schenkel, Ministerialdirektor Geh. Rat Heil,
die Geh . Oberregierungsräte Glöckner und Straub , die
Ministerialräte Ncbe , Seubert und Nieser ; später Geh.
Oberregierungsrat Weingärtner.

Präsident vr . Gönner eröffnet die Sitzung um V4 II Uhr
vormittags .

Sekrekär Müller verliest den Einlauf :
Eine Petition der Stadt Neustadt i. Schwarzwald um

Einreihung in die zweite Klasse des Wohnungsgeldtariss .
Die Petition wird der Petitionskommission überwiesen .

Das Haus tritt hiernach in die Tagesordnung : Fort¬
setzung der Beratung des Berichts der Budget -Kommission
ber das Budget des Ministeriums des Innern für 1904

>nd 1905 . Ausgabe Titel I—VII , IX—XI , XX und
k! l und Einnahme Titel I und II , (— Drucksache
ff!r. 14 —) ein .
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Abg . Eichhorn: Ich bin nicht in der Lage , der Regierung
lvmplimente zu schneiden , darin soll aber kein Vorwurf
>egen die Abgg. Fehrenbach und Wilckens liegen . Es ge¬
hört nun einmal zu den unantastbaren Traditionen der
sationalliberalen Fraktion , der ehemaligen Regierungs¬
partei, die jetzt ziemlich abgetackelt ist , und des Zentrums ,
ser kommenden Regierungspartei (Heiterkeit) , mit Kom¬

menten zu beginnen . Von uns wird die Regierung auchKraal keine Komplimente erwarten , noch daß wir das
Wbstlob , das sich die Regierung gezollt hat , beson -
)tts ernst nehmen . Wir glauben nicht an die Gerechtig-
»ü der Regierung auf politischem und wirtschaftlichem
Mete . Ich möchte den Satz an die Spitze stellen, daß
sir das Ministerium nicht gerade als Parteiministerium ,
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aber als Klassenministerium bezeichnen müssen . Aus dereinen Seite stehen die besitzenden Klassen , die Kapitalisten ,u . die Regierung als Trägerin u . Stütze dieses Systems ,die dis Interessen dieser Kreise vertritt , auf der anderenSeite stehen die Enterbten , die Arbeiter, für die man unbe¬grenztes Wohlwollen hat , aber dabei bleibt es auch . Eurenernsthaften Schritt vorwärts zur Gleichstellung habenwir bisher immer noch vermißt . Der Abg . Wilckensmeinte , die Bahnen Eisenlohrs seien nicht verlassen wor¬den . (Abg . Wilckens : in wirtschaftlicher Beziehung !) ,nicht nur in wirtschaftlicher, sondern auch in politischer Be¬ziehung . (Abg . Wilckens : Das habe ich nicht gesagt !)Nein , aber das füge ich hinzu . Dies zeigt schon die neueWahlrechtsvorlage , über die ich einige wenige Bemer¬kungen machen will . Dem Streben nach Ausgleich zwi¬schen Ständen und Klassen ist darin in keiner Weise Rech¬nung getragen . Die Erste Kammer, die ohne jede histo¬rische Berechtigung ist, ist geblieben . Man hat Sorge ge¬tragen , daß ja kein moderner Geist hineinkommt, siebildet einen Hemmschuh in unserer ganzen politischen Ent¬wicklung . Geblieben ist alles , was den politischen undwirtschaftlichen Fortschritt hemmt, den Ausgleich hindert ,den besitzenden Klassen Vorteil bringt , geblieben sind dieSchranken, die man der Wählerschaft zur ZweitenKammer schon früher gezogen hat , ja diese sindnoch verstärkt und vermehrt worden. Man hat nicht dar¬an gedacht , die ungerechte Bestimmung zu beseitigen, daßdas Wahlrecht für den verloren geht , der Armenunter¬
stützung erhalten hat . Wir haben umfangreiche Arbeits¬losendebatten gehabt, man hat zugestanden, daß die Notgroß war . In Mannheim haben im letzten Win¬ter allein 300 bis 400 Arbeitslose Armenunter¬
stützungen empfangen und dadurch ihr Wahlrechtverloren . Heutzutage , wo wir keine Arbeits¬
losenversicherung haben und die Arbeiter keinen Rückhalthaben , ist diese Bestimmung eine Ungeheuerlichkeit; trotz¬dem ist sie in den neuen Entwurf übernommen . Fernersoll sein Wahlrecht verlieren , wer seine Steuern nicht be¬zahlt hat . Man ist stolz , das allgemeine gleiche Wahlrecht

"4 . - -

- - r.1 " . ^ ^

4* k-
'

- ' 'L- '

t A ' -- - ,
« .. n A . » - V -- ^'

- «

,, H, - - - . ,

» ' KicS
' '' - . .

N
*

- V r
VL ^ L ' - - X ' L.

^ ^ , ; 7 j . , !» ch-l
- 4. i.- , . . 7 ^

>. E - .
r.

5W



236

zu erhalten , es ist aber nicht gleich, wenn man bestimmten
Massen Schranken zieht. In Pforzheim wurde einem die
Staatsangehörigkeit verweigert , weil er einmal fünf TageHast wegen Vettelns verbüßt hatte . Es zeigt sich darin ,welche Schwierigkeiten einer großen Masse von Leuten ge¬macht werden . Denselben Eisenlohrschen Bahnen folgt der
Lehrmittelerlaß . Ter Herr Minister hat diesen Erlaß als
ziemlich unschuldig hingestellt. In der kommenden Wahl-Vorlage ist die betreffende Bestimmung ja ausdrücklich
ausgeschlossen . Hier handelt es sich aber nicht darum ,was vielleicht kommen könnte, sondern was geschehen ist .Ich kann die Handlung des Ministeriums nicht scharfgenug verurteilen . Man hat bisher diese Bestimmungnie angewandt . Man wußte im Ministerium , daß invrelen Städten mittlerweile die Gepflogenheit sich heraus¬gebildet hat^ unentgeltlich Lehrmittel abzugeben. In einerReihe von Städten sind die Summen für unentgeltlicheLehrmittel im städtischen Budget ausgeworfen . Nunkonimt im September , kurz vor der Wahl , die Anordnung

^ M'Eeriums . Wollte man sie als eine Veration derWähler und Behörden betrachten, so würde dies dem Mi¬
nisterium nicht angenehm sein. Ich fasse den Erlaß als
eine,. «egen die Armen auf . Der Herr Minister
verwähl

' schr energisch gegen den „ Wcchl -
eocknsraM" Tatsächlich war es aber ein Wahlrechtsraub .

in Freiburg behök> . der
Posten im SchulbudM E ' ob man
auf diese Weise um die Be,. . . . g herum gegangen
ist . In Mannheim ist der Err ^ ' worden . Es
läßt sich nicht jeder gern sagen , da^ ^ r Armenuntersiüt -
zuiig erhält . Warum hat man nicht dkl' Stipendien auch
als Armenunterstützung angerechnet? DeM Sinne nach
und sie es genau so gut . ^ v

Es wäre eine Beleidigung des Großh . Ministeriums ,
wollte man annehmen , es hätte die Wirkung seines
Erlasses nicht vorausgesehen . Es war dem Großh . .
Ministerium nicht darum zu tun , eine halb
vergessene Gesetzbestimmung aufzufrischen. Das hätte
man früher tun müssen . Es hat sich darum ge¬
handelt , die Opposition zurückzudrüngen. Gerade in den
ärmeren Kreisen ist die Opposition am stärksten vertreten ,
man kennt das Bestreben des Ministeriums , der Oppo¬
sition scharf zu Leibe zu rücken . Die Hetze in den Regie¬
rungsblättern zeigt am besten , wo die Regierung hinaus¬
will . Hier in Karlsruhe hat die Regierung auf die
„ Karlsruher Zeitung " starken Einfluß , speziell auf die Be¬
setzung der Redakteurstelle. In dieser Zeitung ist gegen
unsere Partei systematisch und nicht mit den besten Mitteln
gearbeitet worden . Einer Regierung , die öffentlich be¬
kennt, daß sie einer gewissen Klasse feindlich gegenüber¬
steht , nehmen wir es gar nicht übel, daß sie auch ihre
Organe zu Hilfe nimmt im Kampf gegen diese Klasse .
Dann sollte sie aber nicht die Maske der Gerechtigkeit
vor das Gesicht nehmen und sagen, daß sie außerhalb
der Partei stehe . Man hat auch in den Bezirken draußen ,
in verschiedener Weise , z . B . durch Mobilmachung der Mi
litärvereine gegen die Sozialdemokratie gearbeitet . Es
beweist dies , daß unsere Partei nicht nach dem Grundsatz
der Gerechtigkeit behandelt wird . Dafür ist vielleicht
der Herr Minister nicht verantwortlich , verantwortlich aber
ist er für das Verhalten seiner Organe draußen im Lande.
In der Wahlbewegung haben die Bürgermeister gerade¬
zu unglaubliche Versammlungsverbote erlassen , z . B . der
Bürgermeister in Ketsch ; in Spöck hat man sogar dem
Sekretär des Handesvertragsvereins in Stratzburg ver¬
boten, eine Rede zu halten . Der Bürgermeister von Mos¬
bach hat eine durchaus ungesetzliche Strafverfügung gegen

Flugblattverteiler erlassen , und sogar die Gendarmen sind >
gegen diese Leute vorgegangen . Das sind Maßnahmen, l
die von der Unparteilichkeit der Regierung auch nicht das >
mindeste spüren lassen . Dazu kommt noch die direkte Ein - !
Wirkung seitens der Amtmänner . Der Herr Minister ist !
vielleicht in der Lage, uns das Vorgehen des Amtmann) -
Arnsperger , der im Bruchsaler Bezirk eine Wahlagitation ibetrieben hat , wie sie besser nicht gedacht werden kann '
näher zu erläutern . Wir haben Bürgermeister in Badens
die ihre staatserhaltende Tätigkeit im Versammlung¬
sprengen kundgegeben haben. Ich erinnere an die Szenen
in Langenbrücken. Ich konnte mich vor zwei Jahren über
eine Versammlungssprengung in Ittersbach beklagen.
Dasselbe ist mir auch dieses Jahr wieder begegnet. Ich
habe mich beim Bezirksamt beschwert , bis jetzt aber nochkeinerlei Antwort erhalten . Mein Kollege Geck hat die
Sache in Langenbrücken mit dem ihm eigenen Humor aus¬
genommen, ich mutz gestehen , wenn ich die Mach
dazu hätte , so würde ich sie in anderer Weiß
in die ihnen gebührenden Schranken zurückweiseu.Nun hat man aber nichts davon gehört , daß der Herr
Minister einen Erlaß herausgegeben hätte , daß die Bür¬
germeister und Amtmänner sich streng unparteiisch bei den IWahlen zu verhalten hätten . Ein solcher Erlaß ist nicht i
ergangen , darum ist auch das schöne Wort von dem Mi- I
nisterium der Gerechtigkeit nichts als eine Phrase . Der sHerr Minister hat ja selbst seine Rosinante gesattelt u . ist !
bei der Ausstellung in Durlach gegen uns zu Felde ge - I
zogen . Es war dazu nichts weniger als ein politischer !
Anlaß , höchstens insoferne, als die Ausstellung kurz vor
den Wahlen stattfand . Alle Hochachtung vor dem Herrn
Minister , aber als Agitator schätze ich ihn nicht hoch ein .Es war eine Rede , wie sie jeder bürgerliche Durchschnitts -
agitator gehalten hätte . Der Herr Minister hat der So - ^
zialdemokratie da vorgeworfen, daß sie den Klassen - ,
haß säe . Wenn wir unsere sozialen Verhält¬
nisse anschauen und uns unsere Verwaltung vor Augen
führen , dann werden wir sehen , daß nicht wir den
Klassenhaß zu säen brauchen, vielmehr säen Sie ihn selbstmit der Art , wie Sie Ihre Klasseninteressen gegenüber
dem Proletariat vertreten . Das einzige, was in der gan
zen Rede stimmt, das ist , daß wir eine radikale Umwäl¬
zung der bestehenden Klassenordnung anstreben. Wenn
Sie sehen , welche Mißstände auch hier noch in Baden be-
stehen , dann werden Sie es uns nicht übel nehmen, wenn .wir dieses Ziel verfolgen . Eine andere Frage ist , in wel - !
cher Weise diese Umwälzung zu vollziehen sein wird . Eine
verkehrte Ansicht ist es jedenfalls , daß wir diese Umwäl
zung mit Gewalt , etwa mit Dreschflegeln und Mistgabeln !
vornehmen wollen. Nun hat der Herr Minister auch dasBild des sozialen Zukunftsstaates mit jenen Farben ge¬schildert , wie sie bei unseren Gegnern üblich sind . (Redner
verliest die betreffende Stelle der Rede.) Der Herr Mi¬nister hat auch auf die Unterdrückung jeder harmlosengeistigen Regung auf dein Dresdener Parteitag abgehoben.Auch ich will auf diesen eingehen, und sagen , die Aus¬
einandersetzungen auf diesem Parteitag sind gar nicht maß-
gebend für die Ziele der Sozialdemokratie und für diespätere Umgestaltung . Es kommt niir ganz wunderbarvor , daß auch einsichtige Politiker nicht den Unterschiedmachen könne, : zwischen dem Staat und der Partei , dennes hat ja gar nichts mit dem Staat zu tun , wenn die - -
jenigen , die sich in einer Partei nicht gefügt haben, aus die - !
ser entfernt werde» ; denn jede Partei nimmt für sich inAnspruch, diejenigen, die sich nicht ihren Satzungen fügen,aus der Partei zu entfernen . In dieser Beziehung sindwir Sozialdemokraten vielleicht noch die allertolerantesten .Wir haben Parteien genug, wo die kleinsten Seitensprüngeärger geahndet werden . Gerade in Ihrer Partei (zumZentrum gewen -ge , welcher gegen den
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politischen Katholizismus agitieren wollte, die längste Zeit«arteiangehöriger sein . (Widerspruch beim Zentrum .)erinnere nur an Professor Krauß . (Zurufe aus dem
Wltrum: war nie in unserer Partei !) Das macht jede
Drtei so , sonst ist sie eben keine Partei . Die Bezug
Arne auf den Dresdener Parteitag war also sehr verun -
^jjckt ; sie erinnert an die seichtesten Darlegungen , wie sie^ jeder bürgerlichen Wahlversammlung zu finden sind .

Zum zweiten hat daun — er sprach wre ein Auktionator :
M ersten, zum zweiten und zum dritten — der Herr
Minister ausgeführt , es habe diese Gedankenausstellung
in Dresden gezeigt , daß die sozialdemokratische Bewegung
gegen die höchsten Träger der Staatsgewalt im Reich und
in unserem Lande gerichtet sei und daß wir leichtfertig um¬
gingen mit dem geleisteten Treueid . Daß wir Sozial¬
demokraten republikanisch gesinnt sind , davon machen wir
kein Hehl . Dagegen haben wir allezeit nachdrücklich ge¬
genüber Attentaten verblendeter , irregeleiteter Anarchistenbetont , daß es keine größere Torheit gibt , als sich an
einzelnen Personen zu vergreifen . Die Person
spielt keine Rolle , wir bekämpfen nur das System . Nur
schätzen wir die Person nicht so wichtig ein , wie Sie . Sie
legen den Dingen einen Wert bei , den sie nicht haben.Weil wir ruhig und skeptisch ihnen gegenübersteheu,deshalb sagen wir auch : Die unschuldigen Personensollen nicht leiden. Der Vorwurf , daß wir Sozialdemo¬kraten gegen die Träger der Staatsgewalt uns wendeten.war also deplaziert . Ebenso deplaziert war auch derweitere Vorwurf , daß die sozialdemokratische Partei leicht¬fertig umgehe mit dem Verfassungseid . Wir sozialdemo¬kratischen Landtagsabgeordneten leisten den vorgeschriebe¬nen Eid und wir schwören darin auch Treue dem Großher¬zog . Aber wir schwören ihm als einem Stück der Verfassung . Das hindert uns nicht , auf legalem Weg füreine Aenderung der Verfassung einzutreten . Das ist dochkein Meineid ! Wollte man die von dem Herrn Ministergezogene Konsequenzziehen, dann müßte ja die ganze Ver¬

fassungskommission aus Meineidigen bestehen . Es hat zuallen Zeiten Parteien gegeben, die mit der Verfassungnicht einverstanden waren .

Zum dritten hat der Herr Minister gegen uns denBorwurf erhoben, daß wir mit gleißnerischen Schlag¬worten, durch unerfüllbare Versprechungen Mißvergnügengegen die staatlichen Organe säen , mit dem Wort „ Re¬aktion "
Mißbrauch treiben u . s. w . Ich will hiezu nichtsweiter sagen. Nur das will ich bemerken , daß w i r nichtden Klasfenhaß predigen, sondern daß an der herrschendenUnzufriedenheit der Mangel an Entgegenkommen Ihrer¬seits die Schuld trägt . Der Herr Minister hat weiterdarauf hingewiesen, daß die Regierung auf dem letztenLandtag ein Gesetz über die Einführung der direktenWahl der Gemeinderäte und Bürgermeister in allen Ge¬meinden von nicht mehr als 2000 Einwohnern durch-

gebracht , daß sie weiter die Errichtung einer Landwirt -
schastskammer vorgeschlagen habe und endlich einen Ge¬
setzentwurf , betr. die Verfassungsreform , einbringen werde.Allein alle unsere anläßlich der Vorlage über die Land¬
wirtschaftskammer angebrachten Verbesferungsanträge sindebenso abgelehnt worden wie unsere zur Gemeindeordnungvorgelegenen Anträge . Ebenso ist eine Arbeitskammer ,die so notwendig und so leicht durchführbar wäre , bis
jetzt nicht gebildet worden. Alle unsere Forderungen hatman nicht genehmigt — zum Teil mit billigen Ausreden
abgelehnt.

Wenn die Menge draußen aus die Darlegungen dieserTatsachen hört, so hört sie nicht auf Schlagworte , sondern

sieht die Tatsachen so , wie sie liegen . Nun Hai ja der
Herr Minister zum Schlüsse die Hoffnung ausgesprochen,daß bei der getäuschten Menge eine Umkehr zu der alten
Fahne des vernünftigen Fortschritts eintreten möge.Wenn ein Minister das sagt gegenüber einer Dreimillionen¬
partei , wenn er den Standpunkt vertritt , die sozialdemo¬
kratische Partei , die Jahrelang verfolgt wurde und schwere
Kämpfe durchzumachen halte , sei lediglich durch Agitation
groß geworden, dann fällt einem das Wort des schwedi¬
schen Kanzlers Axel Oxenstierna ein : „ Man glaubt garnicht , mit wie wenig Verstm d die Welt regiert wird " .Die von dem Herrn Minister erhoffte Umkehr hat sichanläßlich der Landtagswahlen gezeigt, indem mein Frak¬
tionskollege Horst mit erdrückender Mehrheit gewähltwurde. Wir sind trotzdem so uneigennützig zu sagen , der
Herr Minister solle künftig lieber wegbleiben . Ein der¬
artiges Eingreifen müßte zur Korruption in dem ganzenBeamtenkörper führen.

Die Gefälligkeitsdienste der Karlsruher Polizeianläßlich des Besuches des Zaren in Darmstadt sindauch ein Symptom dafür , wie unsere Ver¬
waltung in den Dienst politischer Interessen trittund von Unparteilichkeit keine Rede sein kann . Ge¬rade diese Tätigkeit der Karlsruher Polizei für den Zarenbietet ein prächtiges Bild , wie der Herr Minister wiedereine Festrede zu halten hat , benützt er vielleicht die Po¬lizei des liberalen Musterländchens, die dem Knu¬
tenherrscher als Stiefelputzer dienen muß . Wir wollenkeine politische , sondern nur eine Ordnungspolizei . Manhüte sich , daß wir in Baden auch einmal so weit kommen,wie mannn Preußen ist, und wo jetzt der Ruf gilt , „ Schutzvor den Schutzleuten "

. Der Abg. Wilckens erklärte , diePolizei sei gut ; daß sie in Heidelberg gut ist, kann ichverstehen . Ich habe mir sagen lassen , daß die Heidel¬berger Polizei den Studentenkrawallen im Bogen ausdem Wege geht . Bekannt ist aber der Fall , wo die Hei¬delberger Polizei einem Bettler , der jedenfalls wegenHungers gebettelt hatte, bis in den Neckar nachging undihn da heraussischte , aber die Polizei ist natürlich gut wieüberall . Auf die polizeiliche Bevormundung will ich inder Generaldebatte nicht näher eingehen. Ich will esmeinen Kollegen überlassen, das Systeni Schäfer in Mann¬heim genau zu charakterisieren . Wir danken für Polizei¬liche Bevormundung . Die Polizei ist ein Ordnungsorgan ,soll aber nicht die Vorsehung spielen und die Bevölkerungschuhriegeln . Pfau müßte den Gemeinden hier bedeutendmehr Rechte einräumen .
Der Abg . Fehrenbach hat auch das Lob des Ministeriunisauf volkswirtschaftlichem Gebiete gesungen. Ich glaubenicht an die politische Gerechtigkeit , aber erst recht nichtan die wirtschaftliche . Selbst bei den anderen nicht so¬zialdemokratischen Parteien wird der Glaube daran nichtso stark sein , wie der Herr Berichterstatter vermuten ließ .Die schon gestern in der kurzen Beratung geäußertenWünsche wegen Entlastung der Gemeinden von Armen -,Straßen - u . Schullasten läßt nicht ans eine so starke wirt¬schaftliche Gerechtigkeit schließen . Der Gegensatz zwischenStadt und Land wird immer schärfer , und an diesemstein des Anstoßes könnte die ganze Verfassungsreformscheitern . Dies kommt daher, daß die Regierung dis¬kretionäre Gewalt hat , ihre Gaben an Stadt und Landzu verteilen . Der Herr Minister hat gestern mit großemNachdruck betont, wir verteilen unsere Gaben ohne Rück¬sicht aus die Partei .

Es wäre eine Beleidigung , wenn ich an der Wahrheitdieser Worte zweifeln wollte . Man sollte sie aber mitehernen Lettern an jedem Rathaus anschlagen lassen,
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denn die Bürgermeister haben diese Ueberzeugung nicht ,
die Bürgermeister haben Bedenken , daß sie kurz gehalten
werden , wenn die Wahlen schlecht ausfallen . Die alte
sozialdemokratische Forderung , daß die Schule , die
Armen und sonstige allgemeine Lasten der Staat übernehmen
solle , müßte endlich durchgeführt werden . Der Herr Minister
hat sie selbst als Staatsaufgaben bezeichnet . Man sollte
energisch auf ihre Erfüllung hinarbeiten . In welchem
verwahrlosten Zustande die ländliche Armenpflege ist , da¬
von gibt das Vorkommnis in Weisbach ein erschreckendes
Bild . Es wurde gegen mich und zwei Kollegen von
mir wegen Beleidigung des Gemeinderats Weisbach ein
Prozeß angestrengt , gegen uns wurde das Verfahren
natürlich eingestellt , und der Redakteur , an dem die Sache
hängen blieb , wurde freigesprochen , weil ihm der Wahr¬
heitsbeweis gelungen war . Er hatte nämlich den Brief
einer alten Frau abgedruckt , die sich weigerte , ins Armen¬
haus zu kommen , sie hatte ausgesagt , sie wolle sich lieber
totschlagen lassen . Dieser armen Frau sind in
dem Armenhaus die Arme buchstäblich von Mäusen zer¬
fressen worden . Der Geistliche des Orts hat unter Zeugen¬
eid ausgesagt , daß der Brief jener alten Frau auf Wahr¬
heit beruht . Die Mäuse hatten der Frau tatsächlich die
Arme zirfressen . Unter der Bettstelle trieben sich Maul¬
würfe herum . Die Frau hatte sich eine Rute ange¬
schafft , um sich des Getiers zu erwehren . Ich will nicht
sagen , daß die Armen in jedem Ort unseres Landes
ebenso behandelt werden . Weisbach gehört zu den
ärmsten Orten des Odenwalds . Die Gemeinde ist bei
den hohen Umlagen nicht im stände , die Lasten zu tragen ,
und muß es deshalb selbstverständlich an irgend einer
Seite fehlen lassen . Ein anderer nicht minder beschämen¬
der Fall ist die Art , wie man einen Ausländer aus
Pforzheim per Schub nach der Schweiz gebracht hat . Ich
will die Berechtigung der Ausweisung ja nicht bestreiten .
Nach Humanität wird ja in den meisten Fällen nicht ge¬
fragt . Nachdem man die Familie des Ausländers mit
seinen vielen Kindern bis zum jüngsten Alter in
das Gefängnis gesperrt , später unter polizeilicher
Begleitung auf den Bahnhof befördert hatte ,
wurden sie in den Gefangenenwagen gesteckt und
dort bei ungenügender Verköstigung zusammengepfercht
und sie wären verhungert , V enn nicht der Kollege Geck
in Offenburg von der Sache erfahren , die von der Regierung
versäumten Pflichten nachgeholt und für warmes Essen gesorgt
hätte . Das sind Zustände , deren sich die Regierung schämen
sollte . Ich glaube , wir kommen um solche Zustände nicht
herum , bevor wir nicht die Armenlasten auf den Staat über¬
nehmen . Es würden dann auch die Gegensätze zwischen
Stadt und Land bedeutend abgeschwächt werden . Frei¬
lich wird man entgegenhalten , woher soll der Staat das
Geld dazu nehmen ? Nun wenn gestern von verschiedenen
Herren die Ausdehnung der Gemeindebesteuerung verlangt
wurde , so sage ich , fort mit den indirekten Steuern und
Einführung einer einzigen direkten und progressiv an¬
steigenden Einkommensteuer , wo jeder weiß , was er zu
zahlen hat und wo nur die wirklich leistungsfähigen
Schultern belastet werden . Denn alle anderen Vor¬
schläge , wie die Belastung des Wertzuwachses an Grund¬
stücken oder die Besteuerung der Wirtschaftskonzessionen ,
wie sie gestern vorgebracht wurden , sind nicht praktisch ,
denn diese Steuern werden immer abgewälzt . Statt
nun auf das von mir vorgeschlagene Ziel einzugehen ,
geht die Regierung auf das entgegengesetzte Ziel los .
Wir mußten ja gestern vom Herrn Minister hören , daß
er seine Hand dazu biete , daß das städtische Oktroi bei -
behaltzW - werden solle . Die Regierung hat dem Zolltarif
zugestimmt , und wir haben von diesem Platze aus mit
Nachdruck betont , daß der Zolltarif für uns in Baden

so gut wie gar keine Vorteile , sondern nur Nachteile mit
sich bringe . Inzwischen ist nun ein Buch von einem
staatlichen Beamten , dem Assessor vr . Hecht , erschienen .
Ich habe geglaubt , dieser würde daraufhin m Ungnade
fallen , nach einer Position im Budget ist es aber nicht
der Fall , und ich freue mich darüber und über diesen
guten Anfang von Gerechtigkeit im Ministerium . (Heiter¬
keit . ) Nun hat der Herr Hecht in seinem Buch nach¬
gewiesen , daß 85 Prozent der Bevölkerung in Baden
direkt Nachteil von dem Zolltarif , ein kleinerer Teil
überhaupt keinen Vo teil , und nur ein Bruchteil von
Prozenten wirklichen Vorteil haben . Trotz diefer Sach¬
lage hat die Großh . Regierung für den Zolltarif gestimmt ,
was um so schlimmer ist für die Vertreter des liberalen
Musterstaates , der im Reiche stets mit seinen politischen
Freiheiten vorangehen will , als der Zolltarif durch einen
Staatsstreich zustande gekommen ist . Man hat damals
den armen Leuten einen Köder hingeworfen in dein
8 13 , jetzt aber kommt der Abg . Wilckens und der Herr
Minister und sagen , wir werden unsere Hand dazu bieten ,
daß das Oktroi erhalten bleibt . So , meine Herren , sieht
die wirtschaftliche Gerechtigkeit unserer

"
Regierung aus ,

und ein Abbild davon ist die Sozialpolitik . Die all¬
gemeine Fürsorge hat wohl jetzt einen kleinen Fortschritt
gegen früher gemacht , allerdings . Wenn man aber wie der
Abg . Fehrenbach auf drei bis vier Jahrzehnte zurück¬
greift , mit dem Vergleich , so beweist dies noch nicht , daß zurzeit
genug geschieht . Wir werden beim Spezialbudget Ge¬
legenheit nehmen auf die einzelnen Punkte , die nach
meiner Ansicht noch größerer Fürsorge bedürfen , zurück¬
zukommen . Selbst eine Einrichtung , die zugunsten der
Arbeiter geschaffen wurde , ist unter dem Herrn Minister
an Ansehen gesunken . Der Abg . Fehrenbach hat mit
seinem warmen Nachruf für den früheren Fabrikinspektor
Wörishoffer auch mir aus dem Herzen gesprochen , denn
dieser war ein wirklicher Arbeiterfreund . Um so grasser
sticht der Nachfolger gegen diesen außerordentlichen Mann
ab . Da frage ich zunächst , warum mußte die Regierung ,
um einen Nachfolger zu bekommen , nach Preußen gehen
und gar noch in den schwärzesten Teil , nach Trier .
(Heiterkeit ) . Es hat ein hiesiges Blatt einmal geschrieben ,
der Herr Minister habe das Wort geprägt : Wir wollen
keinen Wörishoffer mehr . Ich kann die Wahrheit dieser
Behauptung nicht prüfen , jedenfalls haben wir jetzt einen
Mann , der den Unternehmergeist in die ganze Insti¬
tution hineingetragen hat . Ich habe einmal Gelegenheit
gehabt , mit dem Herrn Fabrikinspektor Bittmann zu
sprechen , und er hat mir damals feine Prinzipien ent¬
wickelt , nach denen er die Fabrikinspektion ausgeübt wissen
will . Er sagte mir damals , sein Hauptziel sei , die Ver¬
söhnung zwischen Arbeitern und Arbeitgebern herbeizu¬
führen . Ich habe ihm keinen Zweifel gelassen , daß er
damit scheitern werde , wenn er zwei unvereinbare Gegen¬
sätze vereinigen wolle . Nach meiner Ansicht ist die Fabrik¬
inspektion geschaffen worden , um die wirtschaftlich Schwächeren
zu schützen , denn die Unternehmer bedürfen keines Schutzes ,
sie schützen sich selbst . Und was war nun die erste Tat
dieses Herrn Fabrikinspektors ? : er hat verboten , daß die
Beamten der Fabrikinspektion ohne seine Genehmigung
Besuche und Deputationen von Arbeitern empfangen .
Damit war von vornherein die Brücke des Vertrauens
zwischen Arbeitern und Fabrikinspektion abgebrochen . Ich
will nun das Verhalten des Herrn Bittmann in dem
Lanzschen Streit berühren . Er wurde damals auf Ver¬
anlassung des Abg . Dreesbach zur Vermittlung angerufen .

Man glaubte nun , in dem Wahn befangen , man habe
es mit einem zweiten Wörishoffer zu tun , der neue
Fabrikinspektor werde einen friedlichen Ausgleich finden
und ein zweites Krimmitschau verhüten . Der Fabrikinspek -
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tor kam , faßte aber seine Aufgabe nicht als die eines
chMen Vermittlers auf , sondern gab ein Gutachten zu
^ nsten der Unternehmer ab . Es war eine Schmach , in
her Versammlung , der Arbeiter , der ich selbst anwchnte ,
Manzusehen , wie die Arbeiter unter das Kreuz kriechen
Küßten . In der Fabrikinspektion sind wir also rückwärts ,
Mt vorwärts gekommen .

Gleiches gilt auf dem Gebiete der sozialen Fürsorge .
Zch habe bereits vor zwei Jahren Ausführungen über die
Durchführung der Invaliden - und Unfallversicherungs¬
gesetze gemacht . Auf alle damals vorgebrachte Einzelheiten
will ich heute nicht eingehen . Als charakteristisch möchte
ich nur ein Rundschreiben des Vorstandes der Landes -
vcrsicherungsanstalt Baden ins Gedächtnis zurückrufen .
In diesem an die Bezirksämter , die Bezirksärzte und die
Gemeindebehörden gerichteten Rundschreiben werden diese
ausdrücklich aufgefordert , Rentengesuche nach Möglichkeit
zurückzuweisen und die Begehrlichkeit der Rentenbewerber
einzuschränken . Es wird weiter darin ein Zitat des Vor¬
sitzenden einer Knappschafisberufsgenossenschaft zitiert , der
die Rentenbewerber geradezu als Betrüger und Meineidige
bezeichnet . (Redner verliest die bezügliche Stelle ) . Diese
Voreingenommenheit übernimmt der Vorstand unserer
Landesversicherungsanstalt völlig , er erklärt sich mit diesen
Ausführungen einverstanden , weist daraus hin , duß viel
zu viel Gewicht auf die medizinische Beurteilung , da¬
gegen nicht auf die tatsächlichen Verhältnisse gelegt werde .
Wer häusliche Arbeiten verrichten könne , der sei auch oft
noch zur Verrichtung von Lohnarbeiten im stände . Mit
einer solchen Anschauung ist selbstverständlich jedes
Rentengesuch von vornherein abgelehnt . -Es ist
das ein Zeugnis für die Handhabung unserer sozialen
Gesetzgebung . Ich bin damit am Schlüsse meiner
Ausführungen angelangt . Es ist ein trübes Bild ,das ich Ihnen vorgesührt habe und vorführen mußte , schon
um die Schönrederei des Ministers und derParteiredner zu
paralysieren und dafür zu sorgen , daß nicht draußen im
Lande eine falsche Sorglosigkeit eintrete . Man wird ver¬
stehen , daß wir nach der Darlegung der bestehenden
Mißstände , auf die ich nur andeutungsweise Hinweisen
konnte , kein Vertrauen in die Gerechtigkeit des Ministeriums
setzen, sondern dieses Ministerium bekämpfen , nicht wie
der Minister uns , mit Platzpatronen aus dem Richterschen
Sozialistenspiegel , sondern mit den scharfen Patronen der
vernichtenden Tatsachen . Sie dürfen nicht von politischer
und sozialer Gerechtigkeit reden , so lange diese Tatsachen
bestehen .

Abg . Klein will auf die verschiedenen von den Vor¬
rednern gestreiften Fragen nicht eingehen , sondern als
Vertreter eines ländlichen Bezirks zunächst der Regierung
danken sür die Stellung , die sie bei der Zolltarisvorlage
eingenommen hat . Die Bauern draußen auf dem Land
wissen besser , was ihnen Not tut , als ein Statistiker .
(Sehr richtig !) Von den einzelnen Positionen des zur
Beratung gestellten Budgets berühren mich keine shmpatischer ,als diejenigen , die verwendet werden zur Förderung der
Landgemeinden . Damit werden diesen Gemeinden große
Wohltaten erwiesen .

Für Staatsbeiträge an arme Gemeinden (zu Rathaus¬
bauten , zur Tilgung von Schulden und dergl .) waren in
der letzten Budgetperiode 1902/1903 30 000 Mk . vorge¬
sehen . Tatsächlich sind aber 78 430 Mk . verwendet
worden , nachdem die Regierung von dem Landtag 1899 1900
ermächtigt war , in dringenden Fällen die Position für
überschreitbar zu erklären . Im jetzigen Budget sind für
die Jahre 1904 1905 50 000 Mk . vorgesehen . Ich hätte
gewünscht , daß eine höhere Summe eingestellt worden

wäre . Ich nehme aber an , daß die Ermächtigung , sie zu
überschreiten , fortbesteht , und daß die Regierung von dieser
Ermächtigung auch Gebrauch machen wird .

Für Beiträge an unbemittelte Gemeiden zu den Kosten
der Wasserversorgungsanlagen sind für die Jahre 1904
und 905 im ganzen 300 000 Mk . vorgesehen . Diese
Verwendung der Staatsmittel kommt den betr . Gemeinden
sehr zu gut .

Die Staatsunterstützung für Kreisstraßen und Gemeinde¬
wege in Höhe von 400 000 Mk . scheint mir etwas zu
gering . Ich hätte gewünscht , daß sie , entspechend den
Wünschen des Hohen Hauses und der Kreise , auf
500 000 Mk . erhöht worden wäre . Wenn die Regierungs¬
begründung sagt , diese Erhöhung sei im Hinblick auf die
Lage des Staatshaushalts diesmal untunlich und erscheine
auch nicht dringend geboten , da nach den bisherigen Er¬
fahrungen die Vorbereitung und Ausführung namentlich
größerer Wegbauunternehmungen nicht so rasch erfolge ,
daß in den nächsten 2 Jahren mehr als 400 000 Mk . an
Staatsbeiträgen in Anspruch genommen werde , so ist das
nur zu einem gewissen Grade richtig . Nach der uns zu¬
gegangenen Nachweisung sind für 1902/1903 im ganzen
499 029 Mk . verwendet worden .

Am Ende des Jahres 1903 waren es nur ungefähr
14000 M . Dazu kommen 400000 M . Bereits vor¬
gesehen sind 379 000 M . , so daß hier nur 34000 M .
übrig bleiben , um den - Kreisen eine Beihilfe zu gewähren .
Wir sind dankbar dafür , daß der Herr Ministerialdirektor
gekommen ist , um sich von den Verhältnissen selber
zu überzeugen . Im ganzen wurden den Kreisen 49000 M .
gewährt , aber dies reicht eben bei weitem nicht aus . Ich
will die Verhältnisse kurz schildern . Im Kreis Mosbach
sind die Zahlen nur für den Kreis 5000 M . für Wege ,die längst gebaut sind , 87 563 M . für fast fertige Wege ,
für neue Wege 76300 M . Zu den eingegangenen Ver¬
bindlichkeiten stehen uns nur 21000 M . zur Verfügung ,
also nicht einmal der vierte Teil , und es wird lange
dauern , bis wir die Gemeinden unterstützen können . Ich
möchte die Negierung dringend bitten , in das nächste
Budget eine Position zur Tilgung dieser Schulden ein¬
zustellen , und nicht nur an die Gemeinden , sondern auch
an den Kreis zu denken . Ich will nicht so weit gehen
wie der Herr Vorredner und verlangen , daß der Staat
alle Kosten übernehmen soll . Bei dem gegenwärtigen
Zustand können unnötige Bauten leichter vermieten werden .

Auch die Organisation der Armenunterstützung ist in
vieler Beziehung sehr gut . Ich erinnere nur an die
Armenkinderpflege der Kreise . In Mosbach sind 600
bis 800 Kinder in der Kreisarmenpflege . Der Staat
brauchte ein Heer von Beamten und würde die Sache
nicht so gründlich verfolgen können . Ich bitte die Re¬
gierung , unseren Kreis aus den verwendbaren Geldern
zu bedenken . Die Gemeinden , um die es sich
handelt , sind entlegen und ohne Eisenbahnen , müssen
aber ihren Steuerbeitrag für die Eisenbahnen be¬
zahlen . Ihr Wunsch nach guten Straßen ist deshalb
gewiß berechtigt . Bei dieser Gelegenheit will ich auch
einzelne Wünsche und Beanstandungen Vorbringen .
Beanstandungen hinsichtlich Anordnung der Regierung
in hygienischer Beziehung . Viele Leute können gar nicht
genug tun in Hygiene . Ich weise Sie aus den Entwurf
einer Verordnung für Barbiere hin , der Heiterkeit her¬
vorgerufen hat . Er hat aber auch seine ernste Seite .
Man sollte das Publikum nicht mit so minutiösen Vor¬
schriften beschränken . Das Publikum kann sich auch selber
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helfen . Eine andere Frage betrifft das Wertheimer
Schlachthaus . Es ist ein schöner Raum und wir glaubten ,
als es feiner Zeit gebaut wurde , daß es allen Anforde¬
rungen genügen werde . Jetzt werden aber viele Klagen
und neue Wünsche laut . Wir haben gesagt , wir wollen
alles machen , was notwendig ist , insbesondere die sog.
Kaldaunenwäsche in einem Separatraum vornehmen
lassen . Damit ist man aber nicht zufrieden . Man ver¬
langt , daß eine Scheidemauer im Schlachthaus gebaut ,
der Raum verunziert und Licht und Luft genommen
wird . Man verlangt förmliche Umbauten . Gegen diese
Forderung wehrt sich die Gemeinde mit Recht , weil sie
zu weit gehen . Ich mache dem Beamten in Wertheim
in keiner Weise einen Vorwurf . Ich anerkenne im Ge¬
genteil , daß er in ruhiger , sachlicher und rücksichtsvoller
Weise vorgegangen ist und die Gemeinde nicht gedrängt
hat . Jetzt hat die Gemeinde sich zum Anbau für 6000
Mark verpflichtet . Damit könnte sich die Regierung doch
zufrieden geben . Wenn in dieser Weise in die Gemeinde
hineinregiert wird , und man sie zu Aenderungen drängt ,
so wird dadurch keine Freudigkeit , sondern nur Feind¬
schaft geweckt . Der Bezirksrat , der Bürgermeister und ich
waren hauptsächlich diejenigen , die die Sache betrieben haben .
Die beiden andern sind nun schwer erkrankt , ein Metzger
hat da gesagt , die zwei haben ihr Teil , den Klein wird
der Teufel auch noch holen . (Große Heiterkeit ) . Nun
ich hoffe, dies wird noch nicht so bald geschehen . (Große
Heiterkeit .) Ich bitte also die Regierung , die Sache
gründlich zu prüfen und die Gemeinde mit unausführ¬
baren Anforderungen zu verschonen.

Der Gehalt des Tierarztes kann durch eine Bauschsumme
festgesetzt werden , die im Einvernehmen mit dem Bezirksamt
und der Gemeinde zu bestimmen ist , oder er kann jeweils für
die einzelnen Funktionen bezahlt werden . Bei den Verhand¬
lungen über die Festsetzung einer Bauschsumme befindet
sich aber die Gemeinde im Nachteil , weil der Tierarzt
dann kommt und , wenn die Gemeinde auf seine Forderung
nicht eingeht , sagt , er verlange jetzt die Bezahlung nach
seinen einzelnen Funktionen . Der Redner weist dann
aus Mißstände hin , die sich in dieser Hinsicht in Wert -
Heim herausgebildet haben . Weiter wird die Sache noch
dadurch verschärft , duß die Gebühren für den Viehmarkt¬
verkehr noch erhöht worden sind . Zu was das geschehen
ist, das weiß ich nicht . Wir erheben in Wertheim keine
Gebühr , weil wir an der Grenze die Konkurrenz von
Bayern zu fürchten haben . Ich meine , man sollte in
dieser Sache etwas vorsichtiger sein . Ich möchte nochmals
die Großh . Regierung bitten , die Gemeinde Wertheim
nicht zu weiteren Dingen zu nötigen , damit nicht der
schon seit langer Zeit dauernde Streit noch mehr in die
Länge gezogen wird , wozu gar kein Grund vorhanden
ist , da das Schlachthaus in Wertheim den Anforderungen
der Hygiene entspricht .

Mg . Benedey : Verschiedene meiner Herren Vorredner
haben das Gebiet der allgemeinen Politik bei dem zur
Beratung stehenden Gegenstände betreten , und es wird
mir deshalb gestattet sein , diesem Vorgehen zu folgen .
Als gestern die Vertreter der beiden großen Parteien
sprachen , ging es ziemlich friedlich dabei zu , und ich
muß in der Tat gestehen , wenn ich mich an die Zeiten
erinnere , wo an Stelle des Abg . Fehrenbach der allzeit
kampfbereite Abg . Wacker und an Stelle des Abg . Wilckens
der streitbare Kämpe stand , den wir erst vor kurzer Zeit zur
Ruhe geleitet haben : es ging damals ganz anders zu ; und
man könnte die gestrige Debatte mit dem durch eine
ideale Schäferlandschaft ruhig dahingleitenden Bach , die
damaligen Debatten aber mit dem Tosen des angeschwolle¬

nen Gebirgsbaches vergleichen . Beide Redner haben der
Regierung eine außerordentlich gute Zensur ausgestellt ,insbesondere der Abg . Wilckens . Es ist dies ja auch nachder Stellung seiner Partei zur Regierung begreiflich,eines aber hat mich sehr überrascht , daß er der Regie¬
rung gegenüber seine Genugtuung aussprach für ihr Ent¬
gegenkommen in der Verfaffungsreform . Ich mit meinen
politischen Freunden muß mich von dieser Anerkennung
ausnehmen . Ich sage, das indirekte Wahlrecht war so
abgelebt , daß es unbedingt abgeschafft werden mußte .
Wenn man aber mit dieser Abschaffung eine rückschritt¬
liche Bestimmung verknüpft und wenn man verlangt , daß
die Grundlage unseres Verfassungslebens , nämlich das
Uebergewicht der Zweiten Kammer in Finanzsachen besei¬
tigt werden soll , dann ist dies ein so weittragender
Rückschritt , daß wahrhaftig kein Grund vorliegt ,darin in Lobeshymnen an die Regierung sich zu ergehen .
Es hat der Abg . Fehrenbach in seiner friedlichen Weise
die Aeußerung getan , es sei kein Anlaß zu leidenschaft¬
lichen Auseinandersetzungen , und er hat dabei die Sach¬
lichkeit und Unparteilichkeit des Ministeriums des Innern
gefeiert . Ich weiß nicht , ob er dieselben warmen Töne
gesunden hätte , wenn er nach dem Herrn Minister zum
Wort gekommen wäre . Man konnte wirklich sagen , seiner
guten Tat folgte die Strafe auf dem Fuße (Heiterkeit ) ,denn der Herr Minister hat in der ihm eigenen kaustischen
Ironie sich in einer Persiflage des einflußreichsten Führers
des Zentrums , des Abg . Wacker ergangen , ich weiß nicht ,ob nicht der Abg . Fehrenbach dann andere Worte ge¬
funden hätte (Abg . Fehrenbach : Es kommt noch!) Der
Herr Minister hat selbstverständlich diese lobenden Zeug¬
nisse akzeptiert und betont , daß die Regierung in der Tat '
außerhalb der Parteien stehe. Ich will seine Worte
nicht in Zweifel ziehen , so weit es sich um die großen
Parteien handelt , denn wir werden uns darüber einig
sein , daß Jahrzehnte lang das Ministerium des Innern
speziell mit einem Fuß im liberalen Lager stand . So
weit die Bedeutung dieser Worte über die großen Parteien
hinaus geht , kann man von einem neutralen Standpunktder Regierung nicht sprechen. Wir haben heute schon
Klagen genug vom Abg . Eichhorn gehört und dieser hat
auf die Ausstellung in Durlach des näheren hingewiesen .Es wurde mir gesagt , es habe dieses Fest in Durlachden intimen Charakter eines nationalliberalen Festes
gehabt (Heiterkeit ) . Ich weiß nicht , in welchem Umsangedie Einladungen dazu ergangen sind , ich möchte aber
hoffen , daß man im Interesse der Sache auch kenntnisreiche
Männer zu dieser Veranstaltung beigezogen hat . Es ist vom
Abg . Eichhorn der Schikanierung anderer Parteien gedacht
worden , unter anderem auch des Militärbohkotts bei den
Wahlen . Ich sage nur , es macht einen wunderbaren Ein¬
druck, wenn man eine derartig einflußreiche Maschine , wie
die deutsche Heeresverwaltung , dem Boykott in unum¬
schränkter Weise gegen politisch mißliebige Leute anwendet .
Auch mir ist bei der Landtagswahl im Jahre 1899 die
größte Halle in Konstanz verweigert worben , obwohl der
Wirt meinen politischen Anschauungen nahe stand . Ich
glaube , er hat es nur getan aus Furcht vor dem Militär -
boykott . Einem andern Wirt hat man geraten , er solle,um dem Militärboykott zu entgehen , in den jungliberalenVerein eintreten . (Heiterkeit .) Ich meine , man sollte den
Herren von der Militärverwaltung klar machen , daß dies
ein schwerer Eingriff in staatsbürgerliche Rechte ist . Es
hat einen eigentümlichen Eindruck gemacht , vielleicht war
es auch ein rhetorisches Mißgeschick, daß der Herr Ministerin seiner Rede versichert hat , sein Ressort sei unparteiischund niemand im Lande könne sagen , daß er irgend welche
Einseitigkeit walten lasse , und daß er wenige Minuten
darauf den Fall aus dem Buchener Bezirk zur Sprache
brachte .



Nach meinen persönlichen Erfahrungen hat gerade bei
der vorletzten Wahl in Konstanz die Besorgnis , es möchte
die Stadt , die Jahre hindurch demokratisch vertreten war ,weniger Berücksichtigung bei der Regierung finden , eine
gewisse Rolle gespielt , das wurde vieleicht auch ausge¬nützt . Ich bin nun weit entfernt , einer derartigenMeinung beizutrcten . Ein Wunder , daß derartigeMeinungen entstehen , ist es aber nicht , wenn man an
frühere Vorkommnisse denkt . Die Verwaltungslaufbahnwar lange Jahre hindurch früher eine unbestrittene
Domäne der Nationalliberalen . Ich weiß nicht , obdas jetzt anders geworden ist . Ich weiß nur , daß die
Beamtenschaft des Ministeriums des Innern und draußendurchaus nationalliberal gesinnt ist .

Auch die Zusammensetzung der Bezirksräte läßt zuwünschen übrig und doch ist klar , daß die e Selbstver¬
waltungskörper ohne jede politische Rücksicht zusammen¬
gesetzt werden sollten , um so mehr , als ja die Bezirksräteauch richterliche Funktionen auszuüben haben , also unab¬
hängig sein müssen . Auch diese Verwaltungskörper sollten ,was wir früher schon durch Anträge verlangt haben ,aus direkten Wahlen hervorgehen .

Die Regierung scheint allerdings auf einem andern
Standpunkt zu stehen . Wenigstens hat der Minister des
Innern , wenn ich ihn richtig verstanden habe , gestern ge¬sagt , die Regierung müsse ddrauf Rücksicht nehmen , daßein einheitlicher Geist vorhanden sei ; es sei das kein
Parteigeist , sondern ein Geist des gemüßigten Fortschritts .Wenn der Herr Minister damit sagen wollte , daß gewisseParteien ausgeschlossen sein sollen , so ist es meiner Mei¬
nung nach schwer , eine derartige Auffassung mit einer
unbefangenen Auslegung des Artikel 9 unserer Verfassungin Einklang zu bringen . Wir stehen auf dem Stand¬
punkt , daß jeder , wenn er befähigt und geeignet ist , nur
seine Arbeitskraft in den Dienst des Staates stellt , nichtaber seine Seele und seine Gesinnung verkauft , sondern
daß es ihm erlaubt ist , seine Meinung in passender Weise
zum Ausdruck zu bringen . Mit diesem Standpunkt stellenwir uns auf den Boden der Verfassung . Ich möchte dochdarauf Hinweisen , daß man in anderen Staaten viel vor¬
urteilsfreier den .

' t als bei uns . In der Schweiz wird
jeder , der geeignet ist , ohne Ansehen der Partei zu den
Staatsämtern zugelassen . Der jetzige Bundespräsident istein Klerikaler , andere Aemter sind mit ausgesprochenen
Sozialdemokraten besetzt . Ich habe nun noch nicht gehört ,daß damit die Schweiz an den Rand des Abgrundes ge¬bracht worden ist , wohl aber weiß ich . daß der Einflußder Sozialdemokraten gerade in der Schweiz im Gegen¬satz zu Deutschland ein geradezu verschwindender ist . ( Zu¬
ruf des Abg . Früh auf : Sehr gut !) (Lachen bei den
Nationalliberalen ) . Diese Anerkennung des KollegenFrühauf freut mich , ich lege ihr mehr Gewicht bei , als
Ihrem Lachen .

Wenn d . r Herr Minister sodann weiter gesagt hat , die
Verwaltung müsse von dem einheitlichen Geist des ge»
mäßigten Fortschritts , wie er Jahrzehnte lang schon be¬
standen habe , beseelt siin , so kann ich doch aber nicht
umhin , dieser Auffassung auf das Allerentschiedenste zuwidersprechen . Wir haben von diesem Geist des gemäßigten
Fortschritts in den 70er , 80er und noch teilweise in den90 er Jahren wenig gemerkt . Alle Errungenschaften der
letzten 10 Jahre , die einen wirklichen Fortschritt bedeuten ,sind durchweg von den oppositionellen Parteien der
nationalliberalen Partei und der hinter oder vor ihr
stehenden Regierung abgerungen und abgekämpft worden .Der wirkliche Fortschritt ist von der nationalliberalen
Partei erst gefördert worden , seitdem eine Umkehr des
Volkes eingetreten ist . Ich weise nur auf den Umschwung

hinsichtlich des direkten Wahlrechts hin , auf die Fort¬schritte aus dem Gebiete des Volksschulwesens , insbesondereauf die Beseitigung des Organistenparagraphcn und die
sonstigen Lehrerfcrderungen , denen gerade die national¬liberale Partei Jahrzehnte lang feindlich gegenüber gestandenhat . Hat doch der angesehenste Vertreter der National¬liberalen das Wort gebraucht : „ Den Daumen auf denBeutel gegenüber dieser Gesellschaft ! " und hat doch einanderer Führer des Vergleiches mit den Straßenkehrernsich bedient . Ich sage das nicht , um die Gegensätze zuvertiefen und alte Wunden auszureißen . Allein ich hieltmich doch hier verpflichtet , im Interesse der historischenGerechtigkeit darauf hinzuweisen . Was an Konzessionenertrotzt wurde , ist dem „ unfruchtbaren doktrinären " Radi¬kalismus zu verdanken . Die einzige politische Tat derNationalliberalen war vielleicht die , daß sie die Umwand¬lung der Bürger - in die Einwohnergememde in den 80er

Jahren dazu benutzte » , um die direkte Wahl der Ge¬meinderäte und Bürgermeister in den Gemeinden ab¬
zuschaffen .

Es ist sodann seitens des Abg . Wilckens mit besondererAnerkennung des Verständnisses der Regierung für die
soziale Frage gedacht worden . Den im Anschluß daranallerseits dem verstorbenen Fabrikinspektor Wörishoffergewidmeten Worten ehrerbietiger Anerkennung kann ichmich namens meiner Freunde nur aus vollem Herzen an¬schließen . Wenn dabei der Wunsch ausgesprochen wurde ,es möge der Geist Wörishoffers auch fernerhin immer
maßgebend sein , so möchte ich mir doch ein leises Wortdes Zweifels erlauben . Ich muß das umsomehr , als esscheint , als ob dieser Geist auch seyon zu Lebzeiten Wöris¬
hoffers nicht immer durchgedrungen sei . Zur selben Zeit ,da Wörishoffer in seinen Berichten des guten Einver¬nehmens zwischen Arbeitern und Arbeitgebern gedachte ,hat die Negierung der Zuchthausvorlage zugestimmt .

Bon verschiedenen Herren wurde das Versicherungswesenberührt und über die Praxis der Schiedsgerichte geklagt .Ich habe derart schlechte Erfahrungen nicht gemacht . Eshängt ja immer vom Vorsitzenden ab . Ich habe ja ge¬wisse Kleinlichkeiten und Engherzigkeiten bei den Berufs¬genossenschaften gefunden . Hie und da wohl auch beim
Landesversicherungsamt . Dagegen beim Schiedsgerichthabe ich nur ein loyales und humanes Verfahren bemerkt ,nicht dagegen bei den Genossenschaften . Dies ist ein be¬
dauerlicher Umstand , der die Wohltaten der sozialen Ge¬
setzgebung illusorisch macht . Es werden den Leuten un¬geheure Schwierigkeiten gemacht , bis sie endlich zu ihremGeld kommen . Beim Landesversicherungsamt soll die
Praxis bestehen , wenn ein Bauer beim Holzspalten eine
Verletzung erlitten hat , dies nicht als Betriebsunfall zubezeichnen . Dies scheint mir nicht zutreffend und ich würdeeine derartige Praxis für sehr verfehlt halten . Bei Hand¬habung der sozialen Gesetzgebung soll der Geist der Un¬
parteilichkeit immer hoch gehalten werden . Ich zweifle ,ob dies überall und immer geschieht . Ich will speziell die
Angelegenheit der Aerzte und Krankenkasse im KönstanzerKreis berühren . Die Aerzte haben statt der bisherigenSätze von 2 oder 2 *js M . 3 bis 4 M . gefordert . Ichkann diese Forderung nicht übertrieben finden . Man machtsich eine zu große Vorstellung von den Einnahmen der
Kassenärzte . In Meßkirch schwanken diese Einnahmenzwischen 1200 und 1300 M . , dies ist wirklich keine Riesen¬summe . Man kann es den Aerzten nicht übelnehmen , wennsie eine kleine Erhöhung fordern . Durch die Novelle zum
Krankerlversicherungsgesetz entgehen ihnen auch 500 bis 600M . jährlich . Die Aerzte haben ferner verlangt , daß die
Kassen nur dem Verein angehörige Aerzte wählen sollen ,die Festsetzung einer Karenzzeit , endlich Schiedsgerichte .



Wer mit den Verhältnissen bekannt ist , wird auch diesen
Forderungen eine gewisse Berechtigung nicht abstreiten .
Die Aerzte wollen ihre Stellung den Kassen gegenüber
sichern und unwürdige Elemente , die als Steikbrecher auf -
treten , fernhalten . Die Aerzte wollen ihrerseits durch
Einfluß auf die Verwaltung der Kassen , eine Kontrolle
der Kranken , Beschränkung der Ausgangszeit den Kassen
Dienste erweisen . Die Aerzte wollen ihre Stellung
gegenüber den Apothekern verstärken . Es liegt mir die
Mitteilung eines Arztes vor , an deren Wahrheit ich nach
dem Charakter desselben keinen Moment zweifeln kann .
Darnach soll die Einteilung der Gemeinden in die Kassen
von gewissen Rücksichten auf einzelne Apotheken nicht frei
sein . Ich bitte die Regierung , diese Angelegenheit einer
Prüfung zu unterziehen . Ein weiteres Moment entnehme
ich der Seite 2 der Rechtfertigungsschrift der Aerzte .
Wenn unsereiner in der Apotheke z . B . Alaun verlangt ,
so bekommt er ein großes Quantum für 25 Pf . Die
Kassenpatienten müssen für jedes Mittel ein ärztliches
Rezept bringen , dann kostet dieser Allaun 60 bis 90 Pf .
Wenn nun von den 60 Pf . 15 Proz . Rabatt gewährt
werden , so verkauft der Apotheker das Mittel , wofür jeder
Millionär 30 Pf . bezahlt , an den armen Teufel für
50 Pf . Hiergegen müßte die Regierung einschreiten .
Wider Erwarten hat sie am 12 . Januar d . I . einen
scharfen Erlaß gegen die Aerzte gerichtet , von standes¬
unwürdigen Forderungen , unangemessenem Verhalten ge¬
sprochen und gedroht , daß man die Herren Bezirksärzte
auffordern werde , die Kassen zu übernehmen . Ich meine ,
man sollte den Bezirksärzten , die meistens schon ältere
Herren sind , nicht zumuten , daß sie in dieser Weise ihren
Kollegen in den Rücken fallen . Ich glaube , das Mini¬
sterium ist in dem Erlasse über den Rahmen einer vor¬
urteilslosen Behandlung der Sache hinausgegangen . Die
Aerzte legen auch mehr Wert auf Erfüllung ihrer idealen
Forderungen , sie würden sich mit einem gewissen Zuschlag
zu ihrem bisherigen Honorar begnügen .

Ich will noch mit einigen Worten auf die Handhabung
der Polizeigewalt zu sprechen kommen . Es sind ja in
früheren Landtagen große Klagen erhoben und es ist uns
versprochen worden , daß man den großen Strafen ent¬
gegentreten werde . Zu meinem Bedauern liegt auch jetzt
noch immer Anlaß vor zu Klagen . Es ist in einer der
letzten Nummern der „ Konstanzer Zeitung

"
darauf hin¬

gewiesen worden , daß gegen die Bettler und Landstreicher
von dem Bezirksamt Konstanz mit so hohen Strafen ,
kaum unter 3 Wochen vorgegangen werde , während man
dock in Württemberg und in der Schweiz das Bestreben
hat , derartige Leute so bald wie möglich abzuschieben . Ich
habe selbst schon die Erfahrung gemacht , daß man sich
beim Bezirksamt in Konstanz im Strafmaß erheblich ver¬
griffen hat , in Sachen , die recht zweifelhaft waren und
wo die Staatsanwaltschaft die Sache für aussichtslos hielt .
Was nun den Fall von dem ausgewiesenen Anarchisten
anlangt , so will ich zunächst bemerken , daß ich den Herrn
persönlich kenne . Er hat in einer Versammlung gesprochen
wie jeder Sozialdemokrat und meine Kandidatur unter¬
stützt . Er machte mir den Eindruck eines für seinen Stand
ungewöhnlich unterrichteten Menschen . Er ist später zu
mir gekommen , als er ausgewiesen werden sollte , und es
war mit interessant , mich mit ihm zu unterhalten . Er
hat mir versichert , er sei nie ein Anarchist der Tat ge¬
wesen , er habe in Oesterreich in seiner Jugend hu Ar¬
beitervereinen Beziehung gehabt , dis im Rufe anarchistischer
Gesinnung bei den Behörden standen , deshalb sei er auch
in Oesterreich ausgewiesen worden . Er kam dann auch
zu uns nach Deutschland , konnte aber nirgends sich dauernd
aufhalten , da er in Bayern und Württemberg ausge¬
wiesen wurde . Dasselbe .geschah mit ihm auch bei uns

in Baden . Ich muß gestehen , ich halte eine derartia -
Behandlung für rigoros . Ich versuchte beim Bezirksam '
für ihn etwas zu tun , man sagte mir aber , es bestehe
ein Erlaß , der seine Ausweisung streng vorschreibe . I »
war so neugierig , die Einsicht dieses Erlasses zu verlangen !
sie wurde mir nicht gewährt , da der Erlaß streng geheim '
sei . Ich weiß nicht , ob man jemanden auf Grund der
Tatsache , daß er in Württemberg ausgewiesen , auch bei
uns in Baden ausweisen kann . Man kann durch de '
artige regerose Maßregeln vielleicht manche staatsmännische
Karriere zu Nichte machen . Ich erinnere nur daran , daß
wenn man so strenge mit dem Herrn von Miguel umge¬
gangen wäre , dieser nicht preußischer Finanzminister ge¬
worden wäre . Wohin soll denn der Mann sich wenden ,
wenn er überall ausgewiesen wird ? Er hat mir selbst
gesagt , daß einmal eine Kugel sein Ende sein werde .

Wenn von verschiedenen Herren die Frage der Erhöhung
der Staatszuschüsse - an die Kreise zur Bestreitung des
Armenaufwandes betont wurde , so kann ich mich dem nur
anschließen und speziell auf Konstanzer Verhältnisse exem¬
plifizieren , wo die Kosten sich ganz erheblich vermehrt i
haben infolge der neuen Praxis der Behörden bei der I
Uebernahme . »

Was das Oktroi anlangt , so teile ich durchaus nicht !
den Standpunkt der Abgg . Wilckens und Fehrenbach . Der

'

Abg . Wilckens hat von einem schweren Eingriff in die j
Finanzverwaltung der Gemeinden gesprochen , ich weise j
aber darauf hin , daß jeder Fortschritt auf wirtschaftlichem ,
Gebiete einen schweren Eingriff in bestehende Inte¬
ressen zur Folge gehabt hat . Der Abg . Fehren - !
bach hat sich für Fortbestehen des Oktrois prinzipiell -
erklärt , ich muß sagen , es hat mich das eigentümlich j
berührt , denn wenn ich recht weiß , war es gerade
seine Partei , die durch derartige Süßigkeiten die bittere i
Pille des Zolltarifs mundgerecht machen wollte . Ich bin !
der Meinung , daß man in keiner Weise dazu die Hand !
bieten solle , auch aus allgemein politischen Gründen , denn
wenn man nun nachträglich käme und das s . Zt . gegebene
Versprechen der Aufhebung des Oktrois widerrufen würde ,
so wäre das mit den Anforderungen von Treu und Glau¬
ben im öffentlichen Leben nicht vereinbar .

Wenn von zwei Seiten ausgeführt wurde , die Aufhe¬
bung des Oktrois sei eine gewisse Strafe für die Städte ,
so kann ich auch diese Meinung nicht unwidersprochen
lassen . Wir , die wir den Zolltarif bekämpft haben , haben
damit nicht gegen das Land gekämpft , sondern gemeint ,
gerade die Interessen unserer kleinen und mittleren Bauern
zu wahren . Ob der Zolltarif für unser Land ein Vor¬
teil ist , möchte ich sehr bezweifeln . Ich behaupte das
Gegenteil , ohne daß ich auf Einzelheiten eingehen will .
Der bereits erwähnte Assessor Hecht führt in seiner Schrift
aus , daß nur 24 Proz . aller landwirtschaftlichen Betriebe
bei uns Getreide über den Jahresbedarf hinaus produ¬
zieren . An . erhöhtem Zollschutz hätten kein Interesse 14,6
Prozent , ein geringes 7,9 Proz . , ein mäßiges 6,2 Proz .
und ein erhebliches nur 0,6 Proz . Ein gegenteiliges In¬
teresse hätten dagegen 70,7 Proz . Und der frühere Abg .
Hug hat selbst anerkannt , daß durch eine Erhöhung der ,
Getreidezölle eine Verteuerung der Lebensmittel eintreten ii
werde . Die Regierung sollte also den auf Wiedereinfüh - .
rung des Oktrois . gerichteten Bestrebungen nicht nachgeben ,
sondern das Wort , welches sie gegeben hat , auch halten .

Minister des Innern I )r . Schenkel : Der Regierung ist
heute von zwei Seiten , ivon den Herren Abgg . Venedey
und Eichhorn , der Vorwurf gemacht worden , es sei ihr
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nicht ernst damit , daß lediglich nach den Grundsätzen der
Gerechtigkeit und Unparteilichkeit verfahren werde ; wenig -
stens bestehe im Volke vielfach diese Ueberzeugung . Der
Herr Abg . Eichhorn hat sogar vorgeschlagen , es sollte
M Bekanntmachung über diese Grundsätze in sämtlichen
Gemeindehäusern angeschlagen werden. Ein solcher An¬
schlag ist indes nicht notwendig; denn im großen und
ganzen besteht schon jetzt im Lande die Ueberzeugung ,
-aß wir gerecht und unparteiisch verfahren. Sie ist durch
langjährige Erfahrungen begründet. Wenn sie nicht
durchweg geteilt wird, so tragen daran die stetigen
Hetzereien und Nörgeleien die Schuld , die aus Erschütte¬
rung dieser Ueberzeugung gerichtet sind .

Der Herr Abg . Eichhorn hat seinen Vorwurf zu be¬
gründen versucht mit einem Hinweis aus die Ausführungen ,
die ich in Durlach bei einer Gelegenheit, wo es sich nicht
um eine politische Angelegenheit, insbesondere nicht um
Wahlen handelte, über die Stellung der Regierung zu
den Parteien und den öffentlichen Angelegenheiten gemacht
habe. Dabei hat er bemerkt , es seien bei jenem Aus¬
stellungsanlaß nur Angehörige der nationalliberalen Partei
zugegen gewesen. Ich habe nichts derartiges bemerkt und
jedenfalls ist von Amtswegen in dieser Richtung nichts
angeordnet worden . Das Recht nehme ich aber für mich
in Anspruch , bei einem öffentlichen Anlaß die Stellung
der Regierung gegenüber den Parteien klarzulegen ,
namentlich wenn die Wahlen vor der Türe stehen . Es
kann ja auch der Regierung« nicht einerlei sein , welche
Paäeien und in welcher Anzahl dieselben im Landtag
vertreten sind . Die Regierung weiß , daß durch falsche
Ausstreuungen und Agitationen die Absichten der Regie¬
rung oft entstellt werden und daß gerade die Angehörigen
Ihrer Partei (zu den Sozialdemokraten) , die großen
Massen , die Sie heranziehen wollen , durch allerhand Ent¬
stellungen und Uebertreibungen zu gewinnen suchen.
(Widerspruch bei den Sozialdemokraten.)

Glauben Sie denn , daß Ihre Anhängerschaft so groß
ist, als es nach der Statistik den Anschein haben könnte ?
Für Sie stimmen auch vielfach Leute , die der Gesinnung
nach gar nicht Sozialdemokraten sind, unzufriedene Ele¬
mente , die bei irgend welchem Anlasse sich geärgert haben
und denen es ein Vergnügen macht , Oposition zu treiben,und zwar möglichst scharfe. Einen zu einer solchen
Aussprache geradezu einladenden Anlaß hat mir damals
der Dresdener Parteitag gegeben . Auf meine Aus¬
führungen im einzelnen und die Bemängelungen , die
Herr Abg . Eichhorn daran geknüpft hat , will ich hier
nicht näher eingehen . Es handelt sich eben um zwei
verschiedene Weltanschauungen, und keine dieser wird sich
durch die andere bekehren lassen . (Sehr richtig bei den
Sozialdemokraten) . Ich habe aber mit gutem Grunde
darauf hingewiesen , daß der von der sozialdemokratischen
Partei eingeschlagcne Weg zu einem Sumpfe mit Zwangs¬
arbeit führen müsse, und daß es Bestreben Ihrer Partei
sei , die Grundlage unseres deutschen und badischen Staates ,die Monarchie, abzuschaffen . Das letztere hat der Herr
Abg . Eichhorn heute selbst zugegeben . Und wenn man
schwört, Treue dem Landesherrn zn halten und die Ver¬
fassung anzuerkennen , dann darf man doch nicht sofort
von Vorneherein die Absicht haben, sofort einen Antrag
auf Abschaffung der Monarchie oder etwa auf Abschaffung
der Volksvertretung zu vertreten oder einzubringen !
Denken Sie sich nur, in Frankreich oder der Schweiz
würde es geschehen , daß der, welche der Republik Treue
gelobt hat , sich sofort anschickt , offen für die Einsetzung
eines Monarchen zu wirken ! Es wäre unmöglich . Ge¬
wisse wesentliche Grundlagen unserer Verfassung muß
eben jeder , der ihr Treue schwört , ohne Vorbehalt aner¬

kennen . Zu sagen , daß Sie das nicht tun , dazu halte
ich mich für berechtigt .

Der Herr Abg . Eickhorn hat sodann gesagt , die Re¬
gierung sei eine Klaffenregierung. Dieser Vorwurf ist
durchaus unbegründet. Wir sind bestrebt , alle Klassen in
gleichem Maße zu fördern , am meisten das wirtschaftliche
und geistige Leben gerade der unteren Volksschichten, der
wirtschaftlich Schwächeren .

Wenn man von einseitiger Vertretung der Klassen¬
interessen , vom Hinwirken auf eine Klassenregierung reden
will, so ist dieser Vorwurf nicht der Regierung , sondern
Ihnen (zu Abg . Eichhorn u . Gen. gewendet ) zu machen .Sie legen alles darauf an , als ob es überhaupt nur eine
berechtigte Gruppe der Bevölkerung gebe , das sind die
unselbständig Beschäftigten , die Arbeiter , als ob alle
anderen dagegen nur Parasiten wären , die möglichst bald
beseitigt werden müßten. Wenn aber die führenden Klassen
wegsielen , wo sollte die Leitung der geistigen und wirt¬
schaftlichen Aufgaben , wo sollten die Fortschritte in Technik
und Industrie Herkommen? Sie sind nur möglich , wenn
Leute mit der genügenden geistigen Begabung und mit
ausreichend angesammeltem Kapital die Leitung über die
große handarbeitende Menge übernehmen . Diese Mengewird es aber immer geben , welche Aenderungen auch
immer im Staatswesen und in der Gesellschaftsordnung
noch eintreten. Ich weise also diesen Vorwurf der Klassen¬
regierung als durchaus unberechtigt zurück.

Es bleibt mir noch übrig, soweit es die vorgerückte
Zeit noch gestattet , auf die einzelnen Vorwürfe einzu¬
gehen , die gegen die Regierung bezüglich ihrer Tätigkeitin Politischen und wirtschaftlichen Angelegenheiten erhoben
worden sind.

Zunächst haben in politischer Beziehung die Herren
Abgg . Eichhorn und Venedeh ausgesührt, daß die Regie¬
rung sich in politischen Fragen nicht überall von Gerech¬
tigkeit und Unparteilichkeit leiten lasse. Vor allem haben
sie ausgeführt , es gehe bei der Besetzung der Verwal¬
tungsstellen und der Ehrenämter nicht überall gerecht und
unparteilich zu . Der Herr Abg . Venedeh hat mit warmen
begeisterten Worten, denen ich nur zustimmen kann, aus¬
geführt, daß nach der Verfassung alle Staatsbürger An¬
spruch auf alle Aemter hätten . Einen Anspruch kann
natürlich nicht jeder haben ; so viele Aemter sind gar
nicht da . Und überdies erfordert jedes Amt eine bestimmte
Befähigung, sowohl nach Intellekt als nach Charakter ,
schon dadurch ist diese Anwartschaft sehr eingeschränkt .
Bezüglich der Amtsstellen der inneren Verwaltung habe
ich bereits gesagt , daß prinzipiell niemand davon aus¬
geschlossen ist, der neben der speziellen Befähigung
auch den richtigen Geist dafür mitbringt (Lachen
bei den Sozialdemokraten) , nämlich den Geist gemäßigten
Fortschritts auf den geschichtlichen Grundlagen , auf denen
sich seit langem unser Staatswesen entwickelt hat. Wenn
dieser Grundsatz zur Anwendung gelangt , haben aller¬
dings Angehörige gewisser Parteien wenig Hoffnung als
Amtsvorstände und Amtmänner angestellt zu werden,
z . B . wenn der Herr Abg . Eichhorn mir einen Rechts¬
praktikanten oder Referendär Vorschlägen würde, der
sich um die Förderung der sozialdemokratischen Ziele , um
die Verhetzung der Volksmassen , verdient gemacht hat,
so werde ich ihn als in den Geist unserer Verwaltung
nicht passend zurückweisen. (Abg . Venedeh : Trotz der
Verfassung .) Was die Berufung zu Ehrenämtern an¬
langt , so werden ja hier so weitgehende Anforderungen
nicht gestellt. Die Ehrenbeamten werden ja über¬
haupt nur zum kleinsten Teil von der Regierung ernannt ; im
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übrigen ist es uns bisher immer zur Richtschnur
gewesen , daß hier auf die Unterschiede der Partei¬
zugehörigkeit kein Wert gelegt wird , alle ohne
Unterschied , die die nötigen Gaben des Charakters und
der Intelligenz und die nötige geistige Unabhängigkeit
und zwar auch gegenüber ihrer eigenen Partei haben ,können Bezirksräte , Schöffen , Geschworene u . s .w . werden ,können in die vielfachen Ehrenstellen der kommunalen und
sozialpolitischen Verwaltung eintreten . Hier ist also garkein Grund zu einer Beschwerde .

Der Herr Abg . Eichhorn hat sich ferner darüber be¬
klagt , daß hie und da bei Wahlen seitens der Beamten
eingegriffen worden sei . Die einzelnen Fälle , die er aber
bisher genannt hat , waren sehr dürftig und kaum im
Stande , seine allgemeine Anklage zu begründen . Er hat
behauptet , ein Amtmann in Bruchsal habe sich an der Wahl¬
bewegung beteiligt und auch einmal Bier gespendet . Ich habe
keine Veranlassung , mir über jeden Beamten täglich Bericht
erstatten zu lassen und weiß daher über eine solche
Tätigkeit nichts . Die Beamten sollen , wie ich schon
früher gesagt habe , nicht die Wahlagenten einer Partei
sein und nicht ihre Amtsgewalt zur Einwirkung auf die
Wahlen mißbrauchen ; im übrigen aber muß ihnen anheim
gegeben werden , sich in ihrer Eigenschaft als Staatsbürger
am öffentlichen Leben zu beteiligen , wenn sie sich in den
von mir bezeichneten Schranken halten . Der Amtmann
Arnsperger hat dies jedenfalls bei den Wahlversamm¬
lungen einer Partei getan , die nicht gerade gegen die
Regierung geht (Heiterkeit ) ; und wenn er dabei auf Privat¬
kosten Bier gespendet hat , so kann ich dies auch nicht als
etwas schlimmes ansehen ; ich sehe also keinen Mißbrauch
seiner Amtsgewalt .

Sodann hat mir der Herr Abg . Eichhorn eine Anzahl
von Fällen angeführt , in denen die Bürgermeister bei
Wahlen ungehörig vorgegangen sein sollen ; es sei von
ihnen das Austragen von Flugblättern sistiert und in
Ketsch und Spöck eine Versammlung verboten worden .Von Ketsch ist mir nichts bekannt ; in Spöck hat der
Bürgermeister dies allerdings getan . Das Bezirksamt hataber nach erlangter Kenntnis das Versammlungsverbot
sofort ausgehoben . Sodann wurde von Sprengung von
Wahlversammlungen durch Angehörige anderer Parteien
unter Beihilfe von Bürgermeistern gesprochen ; es
sollte in einem Wirtshaus eine Wahlversammlung
abgehalten werden , es waren aber noch andere
Personen darin , die nicht ausgewiesen werden konn¬
ten ; es gab da einen Austausch von Rede und
Gegenrede , wobei auch der Bürgermeister aus einer Seite
war ; aber soviel ich weiß , gab es dabei weiter keine Un¬
ordnungen oder sonstige Gcsetzesverletzung , die ein poli¬
zeiliches Eingreifen nötig machten . Sobald eine strafbare
Uebertretung Vorgelegen hätte , grober Unfug oder Ruhe¬
störung , so wäre sicher das Erforderliche , gegebenenfalls
durch die im Beschwerdeweg anzurufende Aufsichtsbehörde ,
geschehen . Ich kann also auch diese Fälle für nicht so
schrecklich halten . Davon aber kann keine Rede sein , daßwir an sämtliche Bürgermeister den angeregten Erlaß
richten könnten , sie sollten sich jeder Tätigkeit für eine
Partei enthalten ; ich bin erstaunt , daß der Herr Abg .
Eichhorn als Verfechter der wahren Freiheit bis zu den
letzten Endzielen plötzlich von der Regierung verlangt , wir
sollten die Personen , welche als kommunale Selbstver¬
waltungsorgane gewählt sind , geradezu zwingen , ihre ganze
Tätigkeit im öffentlichen Leben aufzugeben .

Es mögen ja da und dort bei den Ortspolizeibehörden
Fülle unberechtigten Eingreifens vorgekommen sein , wie
sie der Herr Abg . Eichhorn erwähnt . Das Ministerium

selber , dem er Ungerechtigkeit und Parteilichkeit vorwirstist aber jedenfalls dabei gar nicht beteiligt . Die Herrenkönnten sich ja in solchen Fällen bei der Amtsbehörde
beschweren ; bis jetzt aber haben sie es nicht getan undich weiß nicht , warum keine Beschwerde kommt . Der
Herr Abg . Eichhorn hat aber auch etwas verschwiegenwas für die Beurteilung der Frage , ob die Regierung
ihre Polizeibefugnisse im politischen Leben gerecht und
unparteiisch ausübt , von Bedeutung ist . Wie verhält ez
sich denn mit der Ueberwachung der Versammlungen , vnndenen Ihre Partei eine Menge abhält ? Hunderte sindin den letzten zwei Jahren abgehalten worden und die
Regierung hat die äußerste Zurückhaltung beobachtet -
polizeilich überwacht worden sind nur 9 Versammlungen

'

man muß doch auch zuweilen Stichproben machen , ob die
Sozialdemokratie ihre das Gesetz hochhaltende Gesinnung
auch tatsächlich an den Tag legt . Nur drei Fälle sind
mir bekannt , wo die Versammlung polizeilich aufgelöst
und verboten wurde . Ich meine , wenn Herr Abg . Eich¬
horn so sehr die Grundsätze der Gerechtigkeit und Un¬
parteilichkeit gefördert haben will , dann soll er auch dm
Ministerium des Innern gegenüber gerecht und unparteiisch
sein und anerkennen , daß dieses an einer loyalen Hand¬
habung des Versammlungsrechts es nicht hat fehlen lassen .

Was den Militärboykott anlangt , so kann ich hierüber
keine Auskunft geben ; das ist eine Sache , die sich aus
dem Gebiet der militärischen Disziplin abspielt und in
welche wir uns nicht einmischen können .

Nun hat der Herr Abg . Eichhorn zur weiteren Illustrierung
der Parteilichkeit der Regierung wiederum den Erlast
über die Entziehung des Wahlrechts in Fällen der un¬
entgeltlichen Verabreichung von Unterrichtsmitteln erwähni
und hat gemeint , er könne wohl behaupten , es sei dieser
Erlaß tendenziös ganz kurze Zeit vor den Wahlen er¬
lassen worden , um im letzten Augenblick Hunderte von
Wählern ihres Wahlrechts zu berauben ; und er hält
diese Beschuldigung , die mir vierzehn Tage lang in der
sozialdemokratischen Presse mit aufgeregten Worten ge¬
macht wurde , auch hier wieder aufrecht . Ich glaube ,
wenn er den Sachverhalt kennen würde , dann würde er
einen derartigen Vorwurf zurücknehmen . Der Erlaß ist
datiert vom 29 . August 1903 , während die Wahlen Ende
Oktober stattfanden . Er ist ergangen nicht aus der
Initiative des Ministeriums , sondern es hatte das Be¬
zirksamt Breisach angefragt , wie die Sache zu behandeln
sei . Wir haben dann diese Frage eingehend geprüft und
sind zu jener Ansicht gekommen , die auch von allen
Rechtskundigen gebilligt wurde . Wir mußten natür¬
lich , da wir angefragt worden waren , dem betreffenden
Bezirksamt Nachricht geben , und damit eine einheit¬
liche Praxis geübt werde , erhielten auch die anderen
Bezirksämter von diesem Erlaß Nachricht , übrigens blos
zur Kenntnis und nicht mit dem Beisatze zur Darnach -
achtung . Hätte jemand wirklich diesen Erlaß als unge¬
rechtfertigt , als einen Wahlrechtsraub anfechten wollen ,
so hätte er sich an das Ministerium oder an das Staats¬
ministerium mit Beschwerde wenden , oder was das rich¬
tigere gewesen wäre , Klage beim Verwaltungsgerichtshof
erh ben können . Das ist von Niemand geschehen , sondern
man hat sich damit geholfen , daß man diesen Erlaß in
einer , ich muß sagen , hetzerischen Weise gegen die Regierung
ausgenutzt hat . Die sozialdemokratische Presse , die zu
ihrem Schmerz so wenig Tatsachen zum Tadel gegen das
Ministerium des Innern aufbringen konnte , hat sich dann
mit großer Freude auf diesen Erlaß gestürzt . Uebrigens
war natürlich garnicht der allgemeine Grundsatz ausge¬
sprochen worden , daß bei jeder unentgeltlichen Gewährung
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„ llnterrichtsmittelu auch stets das Wahlrecht verloren^
.he dies tritt selbstverständlich nur dann ein . wenn auch

A zbrigen der Tatbestand einer nicht vorübergehenden
KMlinterstützung vorliegt . Ich glaube , man sollte

Erlaß endlich einmal beruhen lassen, um so mehr
A sofern, was ja zu hoffen ist, die Wahlrechtsreform zu
Ande komnit , fernerhin in der Verfassung selbst eine
gültige Lösung der Streitfrage zu Gunsten der Bezieher
^ zeitlicher Unterrichtsmittel getroffen sein wird .

Aun sind gegen die Polizei im allgemeinen von den
«erren Abgg. Eichhorn und Venedey wesentliche Be¬
neiden vom Gesichtspunkt mangelnder Gerechtigkeit

Unparteilichkeit erhoben worden . Der Herr Abg.
Achhorn hat sogar eine neue Theorie darüber aufgestellt ,
yje die Polizei in Zukunft zu organisieren sei, nämlich
lchjglich als Ordnungspolizei und nicht mehr als Politische ,
zch kann den genauen Unterschied zwischen diesen beiden
Arten der Polizei im Augenblick nicht genau herausfinden ;
aber das muß ich sagen, wenn der Herr Abg . Eichhorn der
Ansicht ist, daß die Polizei um Angelegenheiten , bei denen
es sich um die Sicherheit der Staatsautorität und der
Träger der Staatsgewalt handelt , sich nicht mehr kümmern
soll, so muß ich dem auf das Entschiedenste widersprechen.
Dabei hat sich der Abg. Eichhorn darüber beschwert , daß
in einigen Städten , namentlich in Karlsruhe , während der
Anwesenheit des Kaisers von Rußland in Darmstadt ge¬
wisse Ausländer von der Polizei einer Beobachtung unter¬
worfen worden seien , und er hat mjt geschmackvollen Wor¬
ten der Polizei vorgeworfen , daß man sich zu Stiefel¬
putzern des russischen Selbstherrschers hergegeben habe.
Ich bedauere, daß der Herr Abg. Eichhorn diese Frage hier
öffentich zur Sprache gebracht hat , denn es handelt sich
hier um gewisse diskrete Aufgaben der Polizei ; eine unge¬
setzliche Maßregel ist dabei überhaupt nicht vorgekommen-,
die andern Blätter haben mit richtigen Takte über die
ganze Sache geschwiegen , nur der sozialdemokratischen
Presse blieb es Vorbehalten, darüber ein großes Feuer mit
vielem Rauch anzuzünden . Meine Herren , es handelt sich
hier darum , das Leben ausländischer Souveräne , die unser
Land betreten , zu schützen gegen Anarchisten und Nihi¬
listen, und ich glaube, es ist die Pflicht jeder Regierung ,
ihrerseits präventiv das zu tun , was nur immer ohne Ein¬
griff in die verfassungsmäßigen Gerechtsame geschehen
kann. Wir tun es mit großer Diskretion und unter
Schonung der Beteiligten . Oder sollen wir vielleicht war¬
ten , bis der Dolch geschliffen und gezückt ist, oder bis die
Pistole geladen und abgeschossen ist , die einen Präsidenten
einer Republik oder einen Fürsten treffen sollen? (Wider¬
spruch bei den Sozialdemokraten .) Sie tun das nicht ,aber die Anarchisten tun es, und daß solche vorhanden und
eine große Gefahr sind , das haben wir in den letztenJahren erfahren müssen . Wenn wir gegen solche Gefah¬
ren Vorkehrungen in diskreter Weise und innerhalb der
gesetzlichen Schranke treffen , so ist das keine Veranlassung ,daraus der Regierung , die ihre Pflicht erfüllt , derartige
Vorwürfe zu machen . Was die Ausweisung des öster¬
reichisch-ungarischen Staatsangehörigen Schlesinger aus
Konstanz anlangt , so mag dieser Herr als Arbeiter eine
durchaus einwandsfreie Persönlichkeit sein , aber er istals Anarchist bekannt, ja er hat sich sogar bei uns im
Schwarzwald als solchen durch Aeußerungen zu erkennen
gegeben. Wir haben uns daher mit Recht den Ausweisun¬
gen , welche bereits von Bayern und Württemberg gegen
diesen als Anarchisten bekannten Reichsausländer ergan¬
gen waren , angeschlossen . Er ist dadurch nicht un¬
glücklich geworden, es steht ihm ja ein weites Feld - er
Tätigkeit in seiner Heimat , in Oesterreich-Ungarn offen,wo für fruchtbringende Arbeit genügend Raum ist . —
Was sodann die beanstandete Ausweisung der Schweizer

Familie Denzler in Pforzheim anlangt , so hat die heutige
Beschwerde wesentlich milder und anders gelautet , als
nian es seinerzeit in dem Entrüstungsschrei einiger Blät¬
ter lesen konnte . Er wurde als unterstützungsbedürftigmit seinen 10 Kindern ausgewiesen, da es die Armenbe¬
hörde verlangte und nachdem ! die Schweizer Heimatsge¬meinde sich gemäß den gesetzlichen Bestimmungen mit der
Heimlieserung einverstanden erklärt hatte ; der Auszuwei¬
sende war ja auch selbst damit einverstanden. Ich muß zu¬
geben , die Ausweisung hätte etwas rücksichtsvoller zugehen
können ; es war , um die zahlreiche Familie zusammenzu¬
halten , angezeigt, sie schon abends vor der Heimlieferungim Amtsgefängnis unterzub ringen und der Kostenerspar¬nis halber sie im Gefangenenwagen zu transportieren .
Irgend eine Uebertretung des Gesetzes oder irgend eine
Barbarei ist hierbei nicht vorgekommen. Jedenfalls kann
ich nicht glauben , daß sie vor Hunger bis nach Lörrach um¬
gekommen wäre , wenn nicht der Herr Geck in Offenburg
hilfreich eingetreten wäre.

Auf die Frage des Systems Schäfer in Mannheim ,eines tüchtigen Polizeidirektors , der jedenfalls auch dre
Ordnungspolizei , vielleicht sogar im Sinne des Herrn
Abg . Eichhorn verwaltet , will ich jetzt nicht eingehen,vielmehr zunächst die in Aussicht gestellten Einzelheitenabwarten . Nur möchte ich wünschen , daß der Herr Abg.
Eichhorn, wenn er später eine eingehende Kritik dieses
System vorbringt , diese mit mehr der Sache angepaßtenAusdrücken als wie „ Schuhriegeln " etc . übt .

Was die auch in früheren Landtagen wiederholt vorge¬
brachten Klagen des Herrn Abg . Venedey über übermäßigviele und hohe Polizeistrafen anlangt , so kann ich nur
sagen : Die Behörden sind bestrebt , alle bestehenden Straf¬
bestimmungen mit humanem Sinne anzuwenden . Einen
ganz gerechten , sich sozusagen automatisch dem Tatbestand
anpassenden Maßstab der Strafhöhe wird man nicht
finden können . Mit einem allgemeinen Erlaß des Mini¬
steriums wäre daher auch nicht viel gedient . Uebrigens
sind die Landeskommissäre, denen periodisch die Polizei¬
straftabellen der Bezirksämter vorzulegen sind , jetzt be¬reits angewiesen, ihr strengstes Augenmerk auf die Hand¬
habung der Polizeistrafen zu richten und namentlich da¬
rüber zu Wachen , daß junge Beamte , die erfahrungsgemäß
hie und da strenger zu urteilen geneigt sind , keinen über¬
mäßigen Gebrauch von der Strafgewalt machen .

Die Herren Abgg . Venedey und Eichhorn haben end¬
lich ausgeführt , daß IdasMinisterium auch in wirt¬
schaftlicher und sozialpolitischer Beziehung nichtdie Grungsätze strengster Gerechtigkeit und Unparteilichkeit
betätige . Vor allem hat der Herr Abg . Eichhorn ver¬
mißt , daß wir nicht vom Gesichtspunkt der ausgleichenden
Gerechtigkeit aus für eine gerechte Verteilung der allge¬meinen Lasten sorgen; er hat verlangt , alle diese Lasten
solle der Staat tragen. Als Lösung der Kostenfrage hat
er zugleich die Einführung einer direkten progrefiven
Staatseinkommensteuer vorgeschlagen . Nun handelt es
sich aber bei einer Reihe dieser Aufgaben wie Schul-,Straßen-, Armen-, Gesundheitswesen und nur darum ,wie und von wem die Kosten zu bestreiten find , sondern
auch darum , daß diese Aufgaben durch die dazu geeig¬neten Organe , die ein unmittelbares Interesse an ihrer
Lösung haben, an Ort und Stelle bewältigt werden.Kämen wir einmal dazu, daß die Kosten jedes
Gemeindewegs , jeder Schule , jeder Wasserversorgung, daßdas ganze Armenwesen lediglich aus der reinen großenStaatskaffe bestritten werden, dann würde die Phantasieder einzelnen , die aus dieser Kaffe zu schöpfen haben ,keine Grenzen mehr kennen . Und wenn man die Kosten
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nurmittelst einer Steuerquelle , der progressiven Einkommen¬
steuer bestreiten würde , namentlich wenn Baden damit allen
andern Bundesstaaten voranginge , würde sich eine wirkliche
Landflucht , nicht nur eine Flucht aus dem Lande , sondern
insbesondere auch aus den Städten ergeben . Diese einzige
direkte Steuer wäre ein solcher Druck auf den einzelnen ,
daß es ohne furchtbares Aechzen und mannigfache Zu¬
widerhandlungen gar nicht abginge . Wir haben aber
schon jetzt sowohl die indirekte , als die direkte Besteuerung ,beide nebeneinander , im Wesentlichen nach den Grund¬
sätzen der Gerechtigkeit , namentlich die Einkommensteuer
als progressive Steuer ausgebaut , weit mehr als manche
anderen Bundesstaaten ; auf diesem bisher beschrittenen
Wege wollen wir weiter gehen . Auch hat schon seither
der Staat die Gemeinden , namentlich die weniger be¬
mittelten , und die Kreise reichlich aus der Staatskasse
unterstützt ; wir haben zwar im diesmaligen Budget für
solche Unterstützungen nicht so viel ansordern können , als
wünschenswert gewesen wäre ; wir hoffen aber , daß wir in
dieser Beziehung künftig einen weiteren Schritt vorwärts
kommen können .

Als Beweis der mir mangelnden Gerechtigkeit und
Unparteilichkeit in sozialpolitischer Hinsicht hat sodann der
Herr Abg . Eichhorn die Aenderung der Besetzung der
Fabrikinspektion angeführt . Es wird mir hier nicht ganz
gerecht . Ich selbst war Jahre lang mit dem verstorbenen
Fabrikinspektor Wörishoffer befreundet ; und dienstlich
habe ich sowohl als Respizient , wie als Ministerialdirektor
den frühern Fabrikinspektor nach Kräften unterstützt und
habe , kann ich wohl sagen , dazu mitgewirkt , daß die
Fabrikinspektion bei uns nicht nur ein Organ der gewerb¬
lichen Aufsicht , sondern auch eine Art sozialwissenschaft¬
liches Beobachtungsorgan geworden ist . Ich habe es darum
auch tief beklagt , daß Wörishoffer so früh seinem Amte ent¬
rissen worden ist . ^Nur habe ich diesen Schmerz nicht so
zum Ausdruck gebracht , wie der Herr Abg . Eichhorn und
viele seiner Parteigenossen es getan haben . Ich zweifle
ja nicht daran , daß auch Sie bei dem Hinscheiden von
tiefem rein menschlichen Schmerze ergriffen waren ; aber
hie und da habe ich doch den Eindruck erhalten , als ob
bei der Kundgebung dieses Schmerzes noch etwas Tendenz
mit unterliefe , namentlich wenn uns jetzt vorgeworfen
wird , wir hätten mit unserer bureaukratischen Hand das
Wirken Wörishoffers gehemmt , und als ob diese Lobes¬
erhebungen vielfach dazu benützt würden , dem Lichtbilde
des Vorgängers ein Schattenbild des Nachfolgers gegen¬
überzustellen . Als ich seinerzeit an die Spitze des Mini¬
steriums berufen wurde , haben Sie auch mir gegönnt ,
dasselbe einige Jahre zu verwalten , und dann erst
ein Urteil abgegeben , das zum teil unverdient freundlich ,
zum teil aber auch unverdient unfreundlich gelautet hat .
So könnten Sie doch auch gegenüber dem Nachfolger des
verstorbenen Wörishoffer verfahren . Er ist noch nicht viel
mehr als ein Jahr in seinem neuen Amte ; er hat vor¬
her in seiner Tätigkeit bei einer preußischen Gewerbe¬
inspektion sich seiner Aufgabe Arbeitern wie Arbeitgebern
gegenüber als vollauf gewachsen gezeigt ; er ist badisches
Landeskind ; wir hatten gar niemand der nach Alter und
seitheriger Tätigkeit gleich geeignet zur Uebernahme der
selbständigen Leitung unserer Fabrikinspektion war . Des¬
halb ist er nach eingehenden Erkundigungen auf seinen
jetzigen Posten berufen worden . Was hat er nun bisher
für Mißgriffe begangen ? Was Herr Eichhorn ihm vor¬
wirft , zerfließt bei näherer Betrachtung in Nichts .

Das eine bezieht sich darauf , daß Herr Oberregierungs¬
rat Bittmann bald nach Uebernahme der neuen Stellung
die Anordnung getroffen hat , es sollten Personen , die
bei der Fabrikinspektion über dienstliche Angelegenheiten

vorzusprechen wünschen , sich zunächst an den Vorstand derInspektion wenden . Die Absicht dieser Anordnung desVorstehers ging dahin , sich dadurch von vornherein einenUeberblick über die Geschäfte der Stelle uns die dienst¬lich vorsprechenden Persönlichkeiten zu verschaffen ; der von,Herrn Abg . Eichhorn so sehr gerühmte frühere Inspektor
hat es meines Wissens ebenso gehalten . Vielleicht wardie Form des Erlasses nicht ganz geschickt, aber der Kernund Inhalt des Erlasses bietet zur Beschwerde keinen
Anlaß .

Der Herr Abg . Eichhorn hat sodann einen zweiten
Vorwurf daraus hervorgeleitet , daß der jetzige Fabrik¬
inspektor bei einer Besprechung , die er im Beginn seiner
Tätigkeit mit Herrn Eichhorn hatte , als Ziel seines
Wirkens die Versöhnung zwischen Arbeitgebern und Ar¬
beitern hinstellte . Ich glaube , auch hieraus kann kein
Vorwurf hergeleitet werden . Dies steht ja ausdrücklich
in der Dienstweisung der Fabrikinspektion , und die Sozial¬
demokraten wollen ja wohl diese Versöhnung auch , sind
nur über die Linie , auf der . die Versöhnung stattfinden
soll , anderer Meinung . Der Fabrikinspektor soll bei t
seiner Diensttätigkeit gewiß , wie Her : Eichhorn sagt , dafür
sorgen , daß die Arbeiter , die wirtschaftlich Schwächeren ,
geschützt werden ; er soll darauf bedacht sein , daß alle
gesetzlichen Bestimmungen zum Schutz und Wohl der
Arbeiter genau innegehalten werden . Dies kann man
aber ganz gut , wenn man auch nebenbei jene Versöhnung
der Interessen beider Teile anstrebt .

Was endlich die Stellungnahme des Fabrikin¬
spektors im Lanzfchen Streik betrifft , so wird ihm vom
Herrn Abg . Eichhorn vorgeworfen , „ während es seine Auf¬
gabe gewesen wäre , einen friedlichen Ausgleich des Streiks
zu bewirken , habe er statt dessen ein Gutachten abgegeben ,das die Arbeiter erbittern mußte , weil er sich unbedingt
auf die Seite der Arbeitgeber gestellt habe

"
. Auch diese

Auffassung muß ich als ungerechtfertig bezeichnen . Es
wäre vielleicht , wenn er nur von dem Gesichtspunkt des
Zweckmäßigen sich hätte leiten lassen , besser gewesen , wenn
der neue Fabrikinspektor die Vermittlung im Lanzfchen
Streick gar nicht übernommen hätte . In Mannheim sind
andere , zur Tätigkeit als Einigungsamt vielleicht
besser geeignete örtliche Organe vorbanden , (das
Gewerbegericht ) . Wenn der Fabrikinspektor das Amt
eines Schiedrichters bei Arbeiterausständen übernimmt ,wird er immer einen Teil in seinen Erwartungen
täuschen entweder die Arbeitgeber oder die Arbeiten ,und damit leicht eine Mißstimmung Hervorrufen , die auf
seine amtliche Tätigkeit zurückwirkt . Die Aufgabe des
Schiedsrichters in dem vorliegenden Streitfälle war aber
darauf gerichtet , unter genauer Prüfung des der Streitig¬
keit zu gründe liegenden Tatbestandes einen Spruch dahin
abzugeben , wer von beiden Teilen im Recht sei . Der
Fabrilinspektor , der sich aufopferungsvoll des Amtes als
Schiedsrichter annahm , hat nun gemeinsam mit einer
Arbeiterkommission den Tatbestand genau festgestellt und
ist in Uebcreinstimmung mit der Arbeiterkommission zur
Ueberzeugung gelangt , daß die Beschwerden der Arbeiter ,die zum Ausstand Anlaß gaben , sachlich vollkommen un¬
begründet waren und daß kein Anlaß zum Streik vorlag .
Dementsprechend hat er dennoch in Uebereinstimmung mit
der Arbeiterkommission den Schiedsspruch abgegeben , aber
außerdem auch dafür gesorgt , daß beim Vollzug die Ar¬
beiter in billiger Berücksichtigung aller Umstände wieder
eingestellt wurden und künftig ein Arbeiterausschuß er¬
richtet werde , dessen Tätigkeit hoffentlich derartige un¬
gerechtfertigte Arbeiterstreiks verhüten wird .

Vom Herrn Abg . Eichhorn wurde ferner gegen die
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Landesversicherungsanstalt Baden der Vorwurf großer
Walpolitischer Rückständigkeit erhoben . Dies beweise ein
zierlicher Erlaß des Vorstandes , worin stehe , daß die
^ ße Mehrzahl der Arbeiter darauf aus fei , die Anstalt
^ täuschen ; die Anstalt sei nach diesem Erlaß bestrebt ,
A Renten der Armen ständig herunterzusetzen oder sie

* Ken ganz zu entziehen ; auch wolle sie nicht mehr das
Aldizinische Gutachten hinsichtlich der Erwerbsunfähigkeit
M maßgebend erklären . Auch dieser Vorwurf ist un -
Mündet . Der Erlaß der Landesversicherungsanstalt
stiüpft an Erfahrungen an , die im ganzen Reich gemacht
Norden sind . Auch das beste Gesetz gibt da und dort
Anhaltspunkte zum Mißbrauch und bei neuen Gesetzen
lernt sich oft der Mißbrauch leichter als der richtige Ge¬
brauch ; auch bei der sozialen Gesetzgebung . Es ist nicht
zu leugnen , daß eine Anzahl von Personen , wenn auch
ein kleiner Bruchteil derer , die als rentenberechtigt in
Betracht kommen , den Versuch macht , auch ohne das Vor¬
liegen der gesetzlichen Voraussetzungen sehe , eine Rente zu
erwirken (sehr richtig bei den Nationalliberalen ) , daß ferner
eine Reihe von Personen deren Erwerbsfähigkeit sich
gebessert oder ganz wieder hergestellt hat , mit äußerster
Zähigkeit — dies ist ja menschlich — an der einmal
bewilligten Rente festhalten . Der Mediziner allein ist
ferner nicht immer in der Lage , den Stand der Erwerbs¬
fähigkeit eines Rentenbewerbers zu beurteilen , sondern es
müssen unter Umständen weiter auch praktische Sach¬
verständige des Erwerbslebens gehört werden , die den
Mann bei der Arbeit gesehen haben oder die Beding¬
ungen seiner Berufstätigkeit kennen . Darüber sind ja
wohl alle einig , daß Leute , deren Erwerbsfähigkeit nicht
gemindert ist , auf eine Rente keinen Anspruch haben ,
und daß aus den Beiträgen , die zum großen Teile auch
die Arbeiter zahlen , Unterstützungen nur denen gewährt
werden solle , bei denen die gesetzliche Voraussetzungen
hiefür gegeben sind . Wenn man zu der Einsicht kommt ,
daß aber Mißbräuche nicht so selten sind , so ist es Pflicht
ier Behörden , hier in geeigneter Weise einzugreifen .
Etwas anderes hat der Erlaß , der ganz mit Unrecht in
einer Zeitung schon wiederholt ein Denkmal der Schande
genannt wurde , nicht bezweckt , sund ich muß den Herrn
Vorsitzenden der Anstalt gegen diese Angriffe in Schutz
nehmen .

Ich habe endlich noch einige kleinere Beanstandungen
zu beantworten . Was das Schlachthaus in Wertheim
anlangt , so bin ich damit einverstanden , daß die Ge¬
meinden mit hygienischen Anforderungen nicht ohne Grund
geplagt werden sollen . Im dortigen Schlachthaus besteht
aber , wie ich selbst gesehen habe , ein bedenklicher Miß¬
stand ; man kann da die Kaldaunenwäsche nicht vor¬
nehmen . Dies muß in den Haushaltungen der Metzger
geschehen . Hierauf haben der Bezirksarzt und der Be¬
zirkstierarzt als auf einen Uebelstand , der beseitigt werden
sollte , aufmerksam gemacht , und es wurde im Wege
einer Anregung durch Vermittelung des Bezirksamts der
Stadt Wertheim nahegelegt , ob es nicht den Anforde¬
rungen der Hygiene besser entsprechen würde , wenn sie
einen Anbau an das Schlachthaus erstellen würde . Ich
habe mich gefreut , aus den A Sicherungen des Herrn Abg .
Klein entnehmen zu können , daß dies geschehen kann .

Auf die letzte Frage , die der Herr Abg . Venedey an¬
geregt hat , nämlich den Streit , der sich in einigen Amts¬
bezirken des Bodenseekreises zwischen den Aerzten und
den Krankenkassen entspannen hat , näher einzugehen ,verbietet mir die vorgerückte Zeit . Ich kann nur Mit¬

teilen , daß das Großh . Ministerium vorausgesehen hat ,
es werde wohl zugleich mit dem Inkrafttreten der No¬
velle zum Krankenversicherungsgesetz die Mehrzahl oder
fast alle der zwischen den Krankenkassen und den Aerzten
abgeschlossenen Vereinbarungen einer Revision bedürfen .
Auch abgesehen von der durch die Novelle herbeigeführten
Erhöhung der ärztlichen Leistungen stehen wenigstens in
einem Teil des Landes die üblichen Vergütungen der
Krankenkassen für die Hilfeleistung der Aerzte nicht ganz
im Einklang mit den berechtigten finanziellen Anforde¬
rungen der Aerzte und vielleicht da dort wohl auch mit
dem , was sie vom Gesichtspunkte der Berufsehre glauben
beanspruchen zu dürfen . Das Ministerium des Innern
verkennt die Berechtigung solcher Bestrebungen der
Aerzte nicht ; es hat aber auch andererseits nach seiner
ganzen Stellung als Aufsichtsbehörde zu beachten , daß
die Krankenkassen , die ja meist aus dem wirtschaftlich
schwächeren Teil der Bevölkerung gebildet sind , nicht
durch eine übermäßige Erhöhung der Arztgebühren all¬
zusehr belastet und dadurch auch die Beiträge in einer
die Mitglieder allzu schwer belastenden Weise erhöht
werden . Das Ministerium hat daher schon einige Mo¬
nate vor Inkrafttreten der Novelle Vertreter beider
Teile zusammen berufen , um eine Verständigung
darüber zu erzielen , in welcher Weise eine Erhöhungder Arztgebühren unter Berücksichtigung der In¬
teressen beider Teile sich ermöglichen lasse ; und
ich kann sagen , daß es uns zum größten Teil geglückt
ist , die gewünschte Verständigung zu erzielen . Im
großen und ganzen ist dann auch der Uebergang der
Krankenkassen in das Jahr 1904 , was die Frage der
Vergütung für die ärztliche Hilfeleistungen angeht , ohne
merkliche Schwierigkeiten vor sich gegangen ; nur im
Seekreis ist man noch nicht einig geworden , ich kann
aber zu meiner Freude konstatieren , daß auch hier Ver¬
mittlungen wirksam im Gange sind . Es ist richtig , eine
Zeit lang war die Sache ziemlich bedenklich ; es lag die
Befürchtung nahe , daß mangels derartiger Verein¬
barungen übermäßig höhe Gebühren in doppelter Höheder Preußischen Medizinaltaxe verlangt oder überhaupt
jede ärztliche Hilfeleistung gegenüber Mitgliedern von
Krankenkassen verweigert werde . Den damit für die
Krankenkassenmitglieder verbundenen bedenklichen Folgen
konnte sich die Großh . Regierung nicht verschließen , und
wir haben daher durch einen Erlaß an die betreffenden
Aemter Vorsorge dafür getroffen , daß , was übrigens der
schon geltenden Verordnung entspricht , im äußersten Falle
der Großh . Bezirksarzt kraft seiner Dienstpflicht mit der
Leistung von Krankenhilfe bei Mitgliedern , die sie
dringend bedürfen und anders nicht erhalten können ,
einzutreten habe . Ich glaube deshalb , daß der Herr
Abg . Venedey zu einem Vorwurf wegen dieser Anord¬
nung , sofern ein solcher aus seinen Ausführungen über¬
haupt herauszuhören war , keinen Grund hatte .

Schluß der Sitzung gegen fls3 Uhr Nachm .

* Karlsruhe , 9 . Febr . 27 . öffentliche Sitzung der
Zweiten Kammer . Tagesordnung auf Donnerstag ,den 11 . Februar 1904 , vormittags ^

'
2 10 Uhr :

Anzeige neuer Eingaben . Sodann
Fortsetzung der Beratung des Berichts der Budgetkommission überbas Budget des Ministeriums des Innern für 1904 und 1905 .Ausgabe Titel I - VII , IX - XI , XX und XXI und EinnahmeTitel I und II . — Drucksache Nr . 14 . — Berichterstatter :Abg . Fehrenbach .

verantwortlich für den Bericht über dir Verhandlungen der Zweiten Kammer : vr . Karl Gchweickert .
Druck und Verlag der A . Braun ^ chrn Hofbuchdruckerrt . Beide in Karlsruhe .
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